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Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 49. Sitzung des Bayerischen Land­
tags. Die Liste der entschuldigten Kollegen wird 
zu Protokoll gegeben*). 

Ich darf die Vorstandschaft der Fraktion der 
CSU bitten, künftighin doch die Fraktionssitzun­
gen derart zu legen - es ist nicht das erstemal 
heute -, daß der Beginn der Plenarsitzung, 

(Beifall) 

der ein.er alten Tradition gemäß um 15 Uhr zu er­
folgen hat, nicht unnötig verzögert wird, es sei 
denn, es ist vorher eine Vereinbarung zwischen 
den Fraktionen getroffen worden, was aber heute 
nicht der Fall ist. 

Dann darf ich Sie bitten, meine Damen und 
Herren, einmal etwas unorthodox vorzugehen. Ich 
möchte Sie bitten, von der Ihnen vorliegenden 
vorläufigen ersten Nachtragstagesordnung den 
Punkt 1 c aufrufen zu dürfen, weil der Haushalts­
ausschuß bereits zusammengetreten ist, der auch 
diese dringliche Bürgschaftsangelegenheit beraten 
soll. - Das Hohe Haus ist damit einverstanden. Ich 
darf mich sehr herzlich bedanken. 

Darin rufe ich auf von der ersten N a c h t r a g s -
t a g e s o r d n u n g den Punkt 1 c, die e r s t e L e -
sung zum 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die 
Übernahme einer Staatsbürgschaft zugun­
sten der Gemeinde Oberammergau (Bei-

lage 1203) 

Es handelt sich um eine Regierungsvorlage. Eine 
Begründung dieser Vorlage erfolgt nicht. 

2 

Ich eröffne die a 11 g e m e i n e A u s s p r a c h e. 
- Keine Wortmeldungen. Die allgemeine Aus­
sprache ist geschlossen. 

Ich schlage vor, diesen Gesetzentwurf zu über­
weisen dem Ausschuß für Staatshaushalt und Fi­
nanzfragen und dem Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen. - Es ist so be­
schlossen. Damit kann der Haushaltsausschuß in 
die Beratungep. eintreten. Ich bitte, ihn zu ver­
ständigen. 

Meine Damen und· Herren, darf ich nun aus der 
Nachtragstagesordnung wieder austreten und kurz 
vor Eintritt in die Tagesordnung noch eine allge­
meine Erklärung abgeben? - Hohes Haus, meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Ich glaube, 
vor Eintritt in die Beratung dieser letzten Plenar­
sitzungswoche vor den Ferien ist es wohl ange­
bracht, hier in diesem Hause, in dem die baye­
rische Volksvertretung tagt, ein Wort zum Verlauf 
und zum Ergebnis des Volksentscheids ani vergan­
genen Sonntag zu sagen. 

Mit großer Befriedigung nimmt das Parlament 
davon Kenntnis, daß gemäß unserer Bayerischen 
Verfassung die Bürger unseres Landes in einem 
auch für andere demokratische Staaten durchaus 
ausreichenden Ausmaß und trotz der in diesem 
Sinne besonders ungünstigen sommerlichen Fe­
rientemperatur bereit waren, in einer das ganze 
Volk berührenden und entscheidenden Frage Part­
n_er des Gesetzgebers zu sein. 

Ich möchte in Wiederholung der Erklärung, die 
ich nach Vorliegen des vorläufigen Endergebnisses 
am Sonntag gegen Mitternacht zum Volksentsc..h.eid 
abgegeben habe, betonen, wie sehr die Tatsache, 
daß trotz der vorerwähnten sommerlichen Ferien­
zeit 41,4 Prozent der bayerischen Bevölkerung von 
dem nur in Bayern möglichen Recht des Volksent­
scheids Gebrauch gemacht haben, dafür spricht, daß 
diese direkte Mitwirkung der Bürger an der Ge­
setzgebung unseres Landes - obwohl nach 22 
Jahren zum ersten Male praktiziert - sich be­
währt hat. 

Ich bin darüber ebenso erfreut wie über das Er­
gebnis dieses Volksentscheids, mit dem die baye­
rische Bevölkerung sich mit 74,8 Prozent der abge­
gebenen Stimmen eindeutig für den Vorschlag des 
Bayerischen Landtags zur Änderung des Volks­
schulartikels unserer Verfassung entschieden hat. 

Ich habe ferner darauf hingewiesen, daß es nun 
am bayerischen Parlament liegt, auf der Grund­
lage dieser Entscheidung die Neufassung des 
Volksschulgesetzes und die Kirchenvertragsände­
rungen zu beschließen. Ich hoffe, daß dies im glei­
chen Geist des gegenseitigen Einverständnisses er­
folgt, um dem neuen Verfassungsartikel in der 
Verwirklichung einen guten Start zu sichern. Da-

*). Nach Artikel 4 Absatz 2 des Aufwandsentschädi­
gungsgesetzes sind entschuldigt bzw. beurlaubt die 
Abgeordneten Dr. Arnold, Freund!, Gabert, Hofmann, 
Kraus, Mack, Rauter, Schaller Willy, Stechele und 
Dr. Wilhelm. 



·2290 ·Bayerischer Landtag- 49. Sitzung.' Dienstag, 9. Juli 196~ 

'(Präsident' m~nauer) 

durch wird für die Zukunft' .eine moderne,· dem 
Willen. der Eltern, Lehrer, ~irchen und Parteien 
entsprechende gemeinsame Volksschule für . alle" 
Kinder garantiert. 

Kritlkern an der' Wahlbeteiligung dieses Volks­
entscheids sei zum Vergleich eine Pressenotiz zur 

. Kenntnis gebracht; in der darau,f hingewiesen 
wurde, daß in der Schweiz., dem Stammland der 
direkten Mitwirkung des Bürgers an der Gesetz­
gebung, häufig, sehr häufig geringere Prozent­
zahlen der Wahlbeteiligung zu v·erzeichnen seien. 
So habe erst kürzlich in: der sicher für dl.e Schweiz 
existentiellen Frage. der Einführung des Frauen­
stimmrechts sich die Männerwelt des Kantons Ba­
sel-Land nur mit etwas· über 30 Prozent an der Ab­
stimmung . beteiligt. Der· Schüler übertrifft den 
Lehrmeister - ·.sicher zur Genugtuung , unser~r 
beiden Verfassungsväter Professor Dr. Hans Na-

. wiasky und Professor Dr. Wilhelm Hoegner, die 
dort dieses Lehrfach so fleißig studiert haben. · 

Ich möchte bei 'dieser Würdigung des Volksent­
scheids aber nieht außer acht lassen, in welchem 
Umfang die Vertreter von Presse, Rundfunk und 
Fernsehen durch eine uber . Wochen verlaufende . 
und in Einzelheiten des Verfahrens gehende Infor­
mation der Bevölkerung über Sinn, Zweck und 
Verfahren des Volksentscheids dazu beigetragen 
haben" daß diese Bewährungsprobe demokratischen 

~Ver-ha1tens im großen und·· ganzen doch so befrie"' 
. digerid verlaufen ist. . . 

Nehmen• Sie alle; besönders Sie, die Sie als Mit­
" glieder der Landtagspresse in permanenter .. Tuch­

fühlung mit uns arbeiten, dafür den aufrichtige11 
Dank des Parlaments entgegen! 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen- meine Herren! 
Und nun lassen Sie mich für einen 'Augenblick das 

. Rädchen der .Geschich~e um eine kleine Nuance' 
rückwärtsd.rehen. Sie erinnern sich, daß ich zu 

· Beginn der . letzten Plena'rwoche bei .einer. Reihe 
· von Geburtstagsjubiläen auch zwei verdiente Mit­

glieder des Hohen Hauses erwähnte, die sich je­
doch dieser Ehrung durch Reisen entzogen haben, 

. sei es, durch Reisen zur Wiederherstellung ihrer 
Arbeitskraft, sei es durch Reisen, die dem Flittern 
gewidmet waren. · · 

, Heute weilen nun beide wieder in unser;er Mitte 
µnd ich möchte meiner Ankündigung gemäß ihnen 
im Namen· des Hohen Hauses die herzlichsten 
Glückwünsche darbriI}gen. 

Zunächst Herr Staatsrµinister Dr. Richard Oechs­
le! Sie konnten am 27. Mai als einer der promi­
nentesten Politiker unseres Landes Ihre11 70. Ge„ 
burtstag feiern. 

(Beifall) 

Der erfolgreiche berufliche Lebensweg des in 
Baden geborenen Politikers mündete seit, Dezem­
ber 1950 in eine Reihe. verantwortungsvoller poli­

" tischer Ämter. Während es heute beinahe schon 
zur Regel geworden. ist, sich· vom Hinterbänkler 

durch Aktivität ztim Ausschußvorsitzenden und in 
den Fraktionsvorstand vorzuarbeiten, um schließ-

. lieh - in diesem Saal · natür liCh riur · bildlich ge- : 
sprocheri' .:__:_ in kühnem Sprung als Staatssekretär . .' 

· oder' gar Minister die Regierungsbank zu erstür- · 
men, ist Herr Kollege Dr. Oechsle den Weg in an­
derer Richtung von der Exekutive zur ,Legislative 
gegangen - ein Zeichen der Bedeutung, die dieser 
sozialdemokratische Politiker der Volksvertretung 
zumißt. . ' · 

Als Ministerialdirektor und Leiter der Haupt­
abteilt'mg Arbeit im Bayerischen Staatsministerium 
für Arbeit und soziale Fürsorge wurde er am 18. 
Dezember 1950 als Staatsminister zum Chef die- • 
ses Ministeriums im Kabinett Dr. Ehard III beru-
fen. ' . . . 

In den Bayerischen Landtag wurde Herr Kollege· 
Dr. Oechsle am 28. Novembe.r 1954 gewähl~. Er 
gehört ihm somit seit Beginn der 3, Wahlperiode 
ununterbrochen als Stimmkreisabgeordneter ver-
schiedener Münchener Stimmbezirke ari. · 

Aus seiner Tätigkeit in ve1;schietlenen Ausschüs­
sen des Parlaments sticht sein von Erfahrung und 
Sachkenntnis getragenes Wirken im Ausschuß für 

1
• Wfrtschaft und Verkehr hervor, desseri souverän 
amtierender Vorsitzender er seit der 3 .. Wahlpe­
riode ist. Daneben hatte er auch von der 3.' bis zur 
5,, Wahlperiode den Vorsitz der Kommission als 
Beirat gemäß Artikel 160 der ,Bayerischen „Ver-, 

. rassung inne,d.er~ er auch jetzt :wie.cler angeli~r.t. 

Von der Mitwirkung des Herrn Kollegen Dr. 
Oechsle in anderen Gremien ist zuerst Q.ie Tätig­
keit als stellvertretendes Mitglied des Verfassungs- · 
gerichtshofs in der 3. und 4. Wahlperiode zu i:l~n­
nen. Dem .Rundfunkrat des Bayedschen Rund­
funks gehörte er von Februar 1960 bis, März 1966 ' 
"an, um dann in den Verwaltungsrat des Bii.ye­
rischen Rundfunks überzuwechseln. lch erwähne· 
letzteres mit besonderer Freude, w~il ich. als. Vor­
sitzender dieses Gremiums seine ausgezeichnete 
Mitarbeit hier besonders schätzen gelernt habe. . · 

Liebe.r :S:err Kollege Dr. · Oechsle, v·iele Ämter 
lassen eine solche Laudatio ztl. Ihrem 70. Geburts­
tag natürlicherweise auch ~twas in die Länge ,an­
wachsen, obwohl ich' seht genau weiß, daß Ihnen 
das gar nicht angenehm ist µnd ich den Sinri Ihres 
~uraufenthalts durchaus zu verstehen wußte.· Ich' 
möchte diese Laudatio nicht beschließen, ohne 
Ihnen nicht noch einmal in aller Herzlichkeit im 
Namen des Hohen Hauses die besten Wünsche für 
Ihr persönliches Wohlergehen und für Ihre. wei­
tere parlamentarische Tätigkeit zu sagen, in der 
Ihr Gefühl .für das rechte Maß im Leben wie in der 
Politik immer wieder b$ispielhaft wirkt und auc!h, 
in Zukunft zum Vorbild dienen möge. In diesem 
Sinne: Ad multos, ad plurimos annos! 

(Beifall) 

Dr. Oechsle (SPD): ich danke dem Herrn Präsi­
deIJ.teh für diese sehr warmherzigen und für mich. 
fast etwas zu lang geratenen Glückwünsche .. Ich 
danke auch den „ Kolleginnen und Kollegen des . 
Hohen Hauses für ihren Beifall und auch'· !ür·. qie 
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(Dr. Oechsle [SPD]) 

Wünsche, die sie mir bereits früher dargebracht 
haben. 

(Beifall) 

. Prqsid~nt Hanaue~: Und nun zu Ihnen, sehr 
verehrter Herr Kollege Stiefvater, der Sie am 11. 
Juni den 65. Geburtstag feiern konnten und uns 
durch die wenige Tage vorher vollzogene Ehe­
schließung allein schon bewiesen haben, wie jung 
man an dieser Altersgrenze noch ist. 

(Beifall) 

Sie haben damit auch ein neues Kapitel in Ih­
rem abwechslungsreichen und tatenreichen Leben 
aufgeschlagen, das Sie nach 25 Jahren aktiven Sol­
datseins, zuletzt als Oberstleutnant und Regi­
mentskommandeur, über eine erfolgreiche Kauf­
mannstätigkeit in die Kommunalpolitik von Strau­
bing - ·meiner Studienstadt ~ und von da im 
November 1958 in das bayerische Parlament ge­
führt hatte. 

Dem Landtag gehört Herr Kollege Stiefvater als 
·Wahlkreisabgeordneter von Niederbayern seit der 
, 4. Wahlperiode an. Am 1. Mai 1960 berufsmäßiger 

Oberbürgermeister von Straubing geworden, wirk­
te er in. der Volksvertretung für die Fraktion der 
SPD in den Ausschüssen für Ernährung und Land­
wirtschaft, für Sicherheitsfragen und für die Ge­
schäftsordnung µnd Wahlprüfung. 

Am 1. Juli 1959 war er Mitglied der Bundesver­
. sammlung in Berlin. 

Ich wünsche Ihnen, Herr Kollege Stiefvater, der 
Sie· uns mit Ihrer reichen kommunalpolitischen Er­
fahrung im Hohen· Hause stets von Nutzen gewe­
sen sind, für viele kommende Jahre alles Gute in 

· Ihrem persönlichen Wohlergehen und weiterhin 
Befriedigung in Ihrer politischen Tätigkeit und zu­
friedenes Glück in Ihrem jungen Ehestand. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
noch nicht anwesende Bayerische Fernsehen hat 
gebeten, auch in dieser Woche von den Vollsitzun­
gen gelegentlich Aufnahmen machen zu dürfen. Ich 
nehme an, daß Sie damit in üblicher und gewohn­
ter Weise einverstanden sind. Ich werde es den 
Herren entsprechend zur Kenntnis bringen. 

Wir treten nun in die Haupttagesordnung ein: 
Punkt 1 

Mündliche Anfragen gemäß § 78 der Ge­
schäftsordnung 

Ich darf zu Beginn dieser Fragestunde zunächst 
feststellen, daß es wohl die letzte sein wird, die 
sich nach der a 1 t e n Geschäftsordnung vollzieht. 
Das ist auch· der Grund, warum ich bei dieser 
oder jener etwas in die Länge geratenen Frage 
sämtliche mir zur Verfügung stehenden Augen zu­
gedrückt habe. Ich möchte es nicht tun, ohne 
darauf hinzuweisen, daß wir uns mit der neuen 
Geschäftsordnung auch in der Fragestunde der 
allein üblichen Form des Nur„Fragens bedienen 
müssen. 

Ich darf nun bitten, weil der Herr Staatsminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten drin­
gend das Haus verlassen muß, daß wir die Fragen 
23 bis 27 vorziehen. 

Ich erteile als erstem Fragesteller de:m Her~n , 
Abgeordneten Dasch das Wort. 

Dasch (CSU): Herr Präsident, meine Damen und. 
Herren! In bäuerlichen Kreisen herrscht vielfach 
die Auffassung oder die Angst vor, daß die bäu­
erliche Veredelungsproduktion immer stärker in 
nichtbäuerliche gewerbliche Produktionen abläuft: 

Ich frage deswegen den Herrn Staatsminister, 
welche Maßnahmen er selbst dagegen für zweck:.. 
mäßig erachtet und welche Maßnahmen der bäuer­
liche Berufsstand ergreifen kann, um dieser Ent­
wicklung entgegenzutreten. 

Präsident Hanauer: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Staatsminister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten. 

Staatsminister Dr. Dr. Hundhammer: Herr Pr'ä-
. sident, Hohes Haus! Die soeben gestellte Anfrage , 
umfaßt einen ganzen Komplex von Fragen der 
Agrarwirtschaft und der Agrarpolitik. Ich 'darf 
verhältnismäßig kurz auf die wichtigsten Dinge, 
eingehen .. 

Zur Frage 1.: Nach den Ermittlungen des· Stati-· 
stischen Bundesamtes sind in Bayern 1 Prozent der 
Schweinehalter als gewerbliche Mäster anzuspre­
chen. Sie haben rund 4 Prozent des gesamten 
Schweinebestandes des Landes in ihren Bet.rieben. 
Im Bundesgebiet, insbesondere in Schleswig-Hol,..· 
stein, Niedersachsen und Westfalen werden rund 
20 Prozent aller Schweine von gewerblichen Mä­
stern gehalten. Der Durchschnitt im Bundesgebiet · 
liegt bei 12 Prozent. 

Bei Mastgeflügel gibt es in Bayern 315 Betriebe 
mit mehr als 500 Masthühnern je Aufzucht. Davon ' 
halten 92 Betriebe Bestände mit mehr als 10 000 · · 
Stück und 107 Betriebe Bestände mit 3000 bis 10 000 ,. 
Stück. Von diesen 199 Betrieben sind mindestens 
30 gewerbliche Unternehmungen niit zusammen 
rund 460 000 Masthühnern je Aufzucht. Bei jähr-
lich fünf Aufzuchten werden dort insgesamt 2,3 · 
Millionen Masthühner je Durchgang aufgezoge:ti. „ 

Damit trifft auf die gewerblichen Betriebe ein A:p.•·:. • 1 
· 

teil von 20 Prozent. 

An der Eierproduktion sind nach den Feststel- o . 

lungen meines Ressorts in Bayern derzeit 132 
Hühnerhaltungen mit Beständen von mehr als',' 
1000 Hennen beteiligt. Mit einem Gesamtbestand 
von rund 1 Million Legehennen haben diese zu­
sammen 7,3 Prozent des bayerischen Legehenn_en.:. 
bestandes. Die durchschnittli.che Hühnerzahl bei 
diesen Betrieben liegt bei je 7500 Stück. 

Bei der 1968 zu erwartenden Gesamterzeugung 
von etwa 2,6 Milliarden Stück Eiern entfallen et­
wa 235 Millionen Stück - das sind über 9 Proz'ent. 
- auf g~werbliche Betriebe. , 

Zur Frage 2: Zum Schutz der landwirtschaft­
lichen Veredelungswirtschaft besteht. derzeit ledig'-
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lieh das Bewertungsgesetz in seiner Neufassung 
vom 10. Dezember 1965. Dadurch wird die Vieh­
haltung steuerlich als Gewerbe veranlagt, wenn 
die Zahl der Vieheinheiten eines Betriebes die im 
Gesetz festgelegten Höchstgrenzen im Vergleich 
zur landwirtschaftlichen Nutzfläche überschreitet. 

Der Deutsche Bundestag berät seit Jahren die 
Frage einer Beschränkung der Veredelungswirt­
schaft außerhalb der Landwirtschaft. Der letzte 
Gesetzentwurf vom Jahre 1966 sah vor, daß ähn­
lich wie in der Schweiz nicht mehr als 200 Vieh­
einheiten je Betrieb gehalten werden dürfen. 200 
Vieheinheiten entsprechen 1250 Mastschweinen, 
bzw. 10 000 Legehennen oder 117 600 Stück Jung­
mastgeflügel. Der Gesetzentwurf ist daran ge­
scheitert, daß eine Begrenzung der Tierbestände 
mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist. 

Frankreich hat eine Regelung, derzufolge fÜr die 
Haltung größerer bodenunabhängiger Tierbestände 
eine staatliche Lizenz vorgeschrieben ist. Sie be­
trifft landwirtschaftliche und nichtlandwirtschaft­
liche Unternehmer in gleicher Weise. Nur eine ent­
sprechende EWG-Verordnung könnte einen allge­
meinen und wirklichen Schutz der landwirtschaft­
lichen Veredelungswirtschaft bringen. 

Ich bin auf diese Frage etwas gründlicher ein­
gegangen, weil es sich um Probleme von sehr weit­
tragender agrarpolitischer Bedeutung handelt. 

-----~----- _-.;...:::-:::--=.---=-·.--~-- c __ o::;~·-=.:_;:_;;_.:;;;:_:;;:_=-:.::::~~:o.-·~::::: . .=_.:. 

(Beifall oei der csu) 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Feitenhansl. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Feitenhansl (NPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Anbauer von Braugerste .er­
halten nach wiederholten Zusicherungen eine An­
bauprämie. 

Ich frage den Herrn Staatsminister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten: Nach welchen 
Grundsätzen wird diese Prämie gewährt? Kann 
auch für die Ernte 1968 mit einer Brau~ersten­
prämie gerechnet werden? 

Präsident Hanauer: Die Antwort erteilt der Herr 
Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Fosten. 

Staatsminister Dr. Dr. Hundhammer: Herr Prä­
sident, Hohes Haus! Die Braugerstenerzeuger er­
halten für die aus der Getreideernte 1967 in der 
Zeit vom 1. Juli 1967 bis 31. Mai 1968 vermarktete 
inländische Braugerste einen Preisausgleich von 
1,50 DM je Doppelzentner. Ob auch für die Brau­
gerste der Ernte 1968 eine Prämie bezahlt werden 
kann, steht noch nicht fest. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Vorndran. 

Dr. Vorndran (CSU): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Meine Anfrage lautet: Nach 

Presseberichten ist die vom Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten geplante 
Zusammenlegung der Oberforstdirektionen Ans­
bach und Bayreuth bereits an einem Kabinetts­
beschluß gescheitert. Welche Gründe haben die 
Staatsregierung veranlaßt, diese beiden kleinen 
Direktionen nicht zu vereinen, obwohl der Oberste 
Rechnungshof seit Jahren, insbesondere in seinem 
Gutachten vom Jahre 1960, eine Rationalisierung 
auch auf der Direktionsebene fordert, das Finanz­
ministerium in einem Schreiben an das Land­
wirtschaftsministerium in ähnlichem Sinne inter­
venierte und rund eine Million DM an Personal­
und Sachkosten hätte eingespart werden können? 

Präsident Hanauer: Die Antwort erteilt der Herr 
Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Fasten. 

. Staatsminister Dr. Dr. Hundhammer: Herr Prä­
sident, Hohes Haus! Trotz der vom Fragesteller 
angesprochenen Umstände setzen Behörden und 
Bevölkerung in Mittel- und Oberfranken, speziell 
1n den Städten Ansbach und Bayreuth, einer Zu­
sammenlegung der bisher dort bestehenden beiden 
Oberforstdirektionen, letztlich aus Sorge um einen 
wirtschaftlichen und einen Prestigeverlust, so leb­
haften Widerstand entgegen, daß die Staatsregie­
rung in ihrer einschlägigen Sitzung nicht beschlos­
sen hat, die Maßnahme durchzuführen. 

(Abg. Dr. Seidl: Offenbarungseid! - Weitere 
· · · ~·· ~zuhifär~ · 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Fuchs. 

Fuchs (NPD.): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Die deutsche Zustimmung zur EWG­
Milchmarktordnung erfolgte vor allem wegen des 

. Zollwegfalls innerhalb der EWG. In der Praxis 
aber wird auch nach dem 1. Juli 1968 innerhalb der 
EWG eine Einfuhrumsatzsteuer erhoben. 

Meine Frage an die Staatsregierung: Was hat die 
Bayerische Staatsregierung auf Bundesebene un­
ternommen, um zu verhindern, daß die bewährte 
deutsche Milchmarktordnung zugunsten einer 
nichtssagenden Zusage vom Zollabbau aufgegeben 
wird? 

Präsident Hanauer: Die Antwort erteilt der Herr 
Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Staatsminister Dr. Dr. Hundhammer: Herr Prä­
sident, Hohes Haus! Die Staatsregierung hat sich 
bei der Bundesregierung wiederholt und nach­
drücklich für die Beibehaltung der Molkereiein­
zugs- und -absatzgebietsregelung eingesetzt. Die 
Bundesregierung ist in diesem Sinne in Brüssel 
tätig geworden. 

Die EWG-Kommission jedoch ist nach eingehen­
der juristischer Prüfung der Frage zur Auffassung 
gekommen, daß die Grundsätze und Bestimmun­
gen des EWG-Vertrags über den freien Waren­
verkehr, insbesondere die Artikel 30 und 34, der 
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Aufrechterhaltung der Einzugs- und Absatzgebiete 
in der bestehenden Form entgegenstehen. Der Rat 
hat sich dieser Auffassung angeschlossen. 

Die Bundesregierung konnte jedoch eine Ver­
längerung der Übergangsfrist für die Bundesrepu­
blik Deutschland durchsetzen, und zwar bis zum 
31. Dezember 1969. Hernach wird eine von der 
Kommission dem Rat vorgelegte Verordnung über 
ergänzende Vorschriften zur gemeinsamen Markt­
organisation für Milch und Milcherzeugnisse für 
die unter Tarifnummer 04.01 fallenden Erzeugnis­
se einen gewissen Ersatz bieten. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Dehner. 

Dr. Dehner (NPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die EWG-Bestimmungen ent­
halten zwingende Vorschriften über die Tilgung 
der Tuberkulose in den Rinderbeständen. 

Meine Anfrage lautet: Nach welchen Verträgen 
ist die Bundesrepublik verpflichtet, aus EWG-Län­
dern, deren Rinderbestände nicht tuberkulosefrei 
sind, Milch und Milchprodukte zu importieren? 

Präsident Hanauer: Auch diese letzte Frage be­
antwortet der Herr Staatsminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 

,Staatsminister Dr. Dr. Hundhammer: Herr Prä­
sident, Hohes Haus! Verträge, nach welchen die 
Bundesrepublik verpflichtet wäre, aus EWG-Län­
dern, deren Rinderbestände nicht tuberkulosefrei 
sind, Milch und Milchprodukte zu importieren, 
kenne ich nicht. 

(Abg. Dr. Pöhlmann: Umso schlimmer!) 

Im Gegenteil bleiben bis zu einer gemeinsamen 
EWG-Regelung, die für Butter in absehbarer Zeit 
erfolgen und 'für alle anderen Milcherzeugnisse im 
Zuge der Rechtsangleichung vorgenommen wer­
den wird, die bestehenden nationalen Bestimmun­
gen auch für den grenzüberschreitenden Verkehr 
innerhalb der Gemeinschaft in Kraft. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Diethei. 

Diethei (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! In 
der Nacht vom 22. auf den 23. Juni 1968 kamen 
bei einem Verkehrsunfall auf der B 17 bei Denk­
lingen 7 Menschen ums Leben, als ein Pkw-Fahrer 
vermutlich einem die Fahrbahn überquerenden 
Rehbock ausweichen wollte, der später verendet 
neben der Straße gefunden wurde. 

Während z. B. in der Schweiz und in Frankreich. 
alle neuen Baustrecken auf Autobahnen und 
Schnellstraßen auf ihrer ganzen Länge mit stabi­
len Wildzäunen versehen sind, ist man in Bayern 
bisher über einige wenige Erprobungsstrecken 
nicht hinausgekommen. 

Angesichts der Zunahme der Verkehrsunfälle 
durch Wild frage ich den Herrn Staatsminister des 
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Innern unter Hinweis auf meine schriftliche An­
frage vom 11. April 1968, ob die rechtliche Ver­
pflichtung des Straßenbaulastträgers zur Anbrin­
gung von Wildschutzzäunen noch immer verneint 
wird bzw. in Bälde mit verbindlichen Richtlinien 
zur Anbringung von Wildsperrzäunen an Auto­
bahnen und Schnellstraßen gerechnet werden kann. 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatsminister des Innern. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auf die An­
frage des Herrn Kollegen Diethei kann ich folgen­
des bekanntgeben: 

Eine rechtliche Verpflichtung des Straßenbau­
lastträgers zur Anbringung von Wildschutzzäunen 
besteht nicht. 

Ohne Anerkennung einer Rechtspflicht des Stra­
ßenbaulastträgers zur Aufstellung von Wildsperr­
zäunen werden aber seit 1967 Versuche mit Wild­
sperrzäunen gemacht. Über Wirkungsweise und 
Bau- und Unterhaltungsaufwand werden laufend 
Erhebungen geführt und in bestimmten Zeit­
räumen ausgewertet. 

Die Erhebungen müssen sich über mindestens 
zwei bis drei Jahre erstrecken, um Feststellungen 
mit Beweiskraft treffen zu können. Die bisherigen 
Beobachtungen in Bayern reichen hierfür noch 
nicht aus. Mit Richtlinien für den Bau von Wild­
sperrzäunen kann frühestens nach Abschluß der 
laufenden Versuche gerechnet werden. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Rummel. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Rummel (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Mehrjährige Erhebungen haben er­
geben, daß von der Gesamtzahl der Verkehrstoten 
durchschnittlich 55 Prozent auf die Fußgänger ent­
fallen. 50 bis 60 Prozent aller bei Verkehrsunfällen 
getöteten Fußgänger wurden während der Dunkel­
heit angefahren, über 30 Prozent hiervon von den 
beteiligten Fahrzeugführern infolge schlechter 
Straßenbeleuchtung oder schlechter Sicht zu spät 
erkannt. 

Ich frage den Herrn Staatsminister des Innern: 
Sind oder werden Vorbereitungen getroffen, um 
einen besseren Fußgängerschutz durch Sicherungs­
mittel für Fußgänger aller Altersklassen bei Dun­
k.elheit zu schaffen? 

Präsident Hanauer: Die Antwort gibt der Herr 
Staatsminister des Innern. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Auf die Anfrage des Kollegen 
Rummel darf ich folgendes erwidern: 

Nach der Bundesstatistik waren von den 16 868 
Verkehrstoten im Jahre 1966 6052 (ca. 35 Prozent) 
Fußgänger. Eine amtliche Statistik darüber, wie­
viele Fußgänger dabei infolge schlechter Straßen­
beleuchtung oder schlechter Sicht von den beteilig- · 
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· ten.Fahrzeugführern zu spät erkannt wurdep., liegt 
. nicht vor; sicherlich sind diese Zahlen aber nicht 
·gering. Eine amtliche Statistik waren Ihre Zahlen 
wohl nicht; ich habe hier die Zahlen . aus der 
Bundesstatistik. ' · 

Die meisten tödlichen Unfälle von Fußgängern 
während der .. Dunkelheit ließen sich sicher ver­
meiden, wenn sich die Fußgänger und 'die Kraft.­
fahrer an die Verkehrsvorschrif1;en halten würden. 
Auf die verschiedenen Tatbestände falscher Ver­
haltensweisen brauche ich jetzt nicht einzugehen .. 
Wegen dieses Fehlverhaltens empfiehlt· es sich für· 
die Fußgänger, auf Straßen bei Dunkelheit ent­
weder helle Kleidung zu tragen oder wenigstens 

-einen· hellen Gegenstand mitzi,iführen. Einen bes- ' 
seren Schutz bietet das Mitführen einer: Taschen­
lampe, eines Leuchtstabes od~r, reflektierender 
Spangen, Armbinden, StöCke usw. im Handel sind 
bereits eine Reihe solcher Ausrüstungsgegenstände 
in brauchbarer und billiger Ausführung erhältlich. 
Es 'ist zwar nicht beabsichtigt, rückstrahlende oder 
selbstleuchtende Sicherungsmittel für Fußgänger · 
gesetzlich vorzuschreiben. Das Bayerische Staats-

.. ininisterium _des Innern ist jedoch zusammen mit 
der Landesverkehrswacht . und den Autori10bilver­
bänden seit Jahren bemüht, die Fußgänger auf die 
Gefal).ren hinzuweisen, die ihnen im Straßenver­
kehr während der Dunkelheit drohen, und ihnen 
die Verwendung selbstleuChtender oder reflektie-

: render. Sicherungsmittel zu-·ei:npfehlen.· Vor allem 
muß man immer wieder daran erinnern, daß Fuß­

. gänger vor allem bei Dunkelheit auf der linken 
Straßenseite gehen sollen, damit sie notfalls noch 

.. rechtzeitig ausweichen können. 

Die beste Sicherung sind_ Gehwege und gesicher­
te Fußgängerüberwege oder Unterführungen. 
Bund, Länder und Gemeinden geben dafür all­

, jährlich große Summen aus. Das gilt auch für die 
·Straßenbeleuchtung, Derzeit werden technische 
Richtlinien für die Beleuchtung von Fußgänger­
überwegen ausgearbeitet, die eine bessere Erkenn­
barkeit der Zebrastreifen gewährleisten sollen. 

_(Abg. Rum:mel: Eine Zusatzfrage!) 

Präsident Hanau er:. Zu einer Zusatzfrage der 
Herr Ab.geordnete Rummel! 

Rummel (SPD): Herr Minister, 'ist Ihnen bekannt, 
daß in Wuppertal, Solingen, Remscheid usw. seit 
längerer Zeit sog. Fußgängerleuchtstäbe entwickelt 
worden sind, die geeignet sind, Fußgänger bei 

·Dunkelheit besser kenntlich zu. machen, und be­
steht eventuell die Möglich,keit, daß solche Stäbe 
auch in Bayern entwickelt und eingeführt wer­
den? 

Präsident Hanauer: Es antwortet der' Herr 
Staatsminister des Innern. 

Staatsminister. Dr. 'Merk: Herr Kollege, ich glau­
be mich erinnern zu können - ich habe zwar nicht 
alles verlesen, was auf dem Zettel steht -'--, aber 

·'ich glaube mich erinnern zu kö~nen, schon gesagt 

zu haben, daß es im Interesse. des Fußgängers 
wünschenswert wäre, wenn er sich bei Dunkelheit. 
entweder heil kleidet, weil das für die Autofahrer 
eine frühere Erkennbarkeit. ermöglicht, oder vor 
allem Taschenlampen oder Leuchtstäbe, reflektie­
rende Spangen, Armbinden, Stöcke und ähnliches 
mitführt. Dafür gibt es bereits zahlreiche Modelle,_ 
die iin Handel frei käuflich sind. Sie gesetzlich ein­
zuführen und die Fußgänger dazu zu verpflichten, 
notfalls unter Strafandrohung, würde ich, nicht 
empfehlen: 

Präsident Hanauer: Nächster Frag~steller ist der 
He.rr Abgeordnete Dr. Merkt. · ·· 

Dr. Merkt (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Meine Anfrage richtet sich an den Herrn Inneh-' 
minister. · · 

Eltern und Schulen -haben ·sich in letzter 'zeit 
wiederholt darüber beklagt, daß pädagogisch nicht 
verantwortbare Schriften teils mit politischem, teHs 
mit primitiv se'xualaufklärerischei:n Inhalt unmit­
telbar vor Schulen an minderjährige Schüler ver­
teilt wurden, ohne daß die Schulleitungen ein- · 
schreiten konnten, weil die Verteilung außerhalb 
des Schulgrundstücks auf .öffentliehem Grund vor­
genommen wurde. 

Ich frage den Herrn Innenminister, welehe Mög'­
. lichkeit er sieht, um eine derart unerwünscht~ Ein­
flußnahme auf minderjährige Schulkinder zu_ un­
terbinden? 

Präsident Han·auei': Die Frage beantwortet der 
Herr Innenminister. 

Staatsminister Dr; Merk: In Beantwortung der 
Anfrage des Kollegen Dr.· Merkt kann ich folgen­
des ausführen: 

Die Verteilung von Schriften kann wegen ihres 
Inhalts gegen die Strafgesetze verstoßen oder eine 
verfassungsf~indliche Handlung darstellen,- näm­
lich dann; wenn die Schriften darauf gerichtet sind, · 
die verfassungsmäßige Ordnung ·auf verfassungs-: 
widrige Weise zu ändern. In diesen Fällen kann 
die Polizei - sie soll es auch ,,__ die Schriften nach 
dem Polizeiaufgabengesetz sicherstel~en oder be­
schlagnahmen. Ferner kann die Polizei die Ver­
teiler solcher Schriften vom Platz verweisen, auch 
notfalls die Personalien feststellen und Strafver­
folgungsrriaßnahmen einleiten. Verstoßen die 
.Schriften,gegen Strafgesetze, so ist auch eine straf­
prozessuale Beschlagnahme zulässig und geboten. 

' Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Kaub. 

Dr. Kaub (SPD): Herr :Präsident, meine Damen 
und Herren! Wann wird mit der durch die Schaf-

. furig eines. öffentlichen Erholm:ig$geländes' am Ost­
ufer des Starnberger Sees bedingten Verlegung 
der Ostuferstraße zwischen Ambach und St. Hein­
rich begonnen? 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Innenmillister. 



1 

Bayerischer Lan,dtag- 49. Sitzung. Dienstag, 9. Juli 1968 .2295 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auf die An­
frage des Herrn Kollegen Dr. Kaub darf ich folgen­

, des bekanntgeben: 

Die Straßenbauverwaltung wird die Verlegung 
der Staatsstraße 2065 zwischen Ambach und Buch­
seharn vom Seeufer weg an die· östliche Grenze des 
geplanten Erholungsgebietes als ersten Bauab­
schnitt im Straßenbauhaushalt für das Jahr 1969 
berücksichtigen. Dabei muß ich hier allerdings noch 
den Vorbehalt anfügen, daß in ausreichendem Ma­
ße Mittel für den Staatsstraßenbau zur Verfügung 
stehen. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Schöfberger; ich erteile ihm das 
Wort. 

Schöfberger (SPD): Herr Präsident, meine Da­
i:nen und Herren! Bodenwucher, Bodenspekula­
tionen und die sich daraus ergebenden Planungs­
gewinne einzelner auf Kosten der Allgemeinheit 
machen es den Gemeinden, insbesondere den Groß­
städten, immer schwieriger, wenn nicht unmög­
lich, die notwendigen Gemeinbedarfsflächen zu er­
werben. In den letzten sechs Jahren mußte bei­
spielsweise die Landeshauptstadt rund 400 Millio­
nen Mark für den Grundstückserwerb aufwenden. 
Die Grundstückspreise in München haben sich seit 
1950 Jahr für Jahr nahezu verdoppelt. Enteig­
nungsverfahren nach dem Zwangsabtretungsgesetz 
aus dem Jahre 1837 ziehen sich oft jahrelang hin. 

, Welche rechtspolitischen Vorstellungen und ge­
setzgeberischen Absichten hat die Staatsregierung, 
um ·der sozialwidrigen Bodenspekulation Einhalt 
zu gebieten und die aus Gründen des Gemein­
wohls notwendigen E:p.teignungsverfahren zu be- , 
schleunigen? 

Präsident Hanauer: Die Frage wird vom Herrn 
Innenminister beantwortet. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es trifft zu, daß 
die Preise für bebaubare Grundstücke, vor allem 
in den Großstädten und ihren näheren Einzugs­
bereichen, jahrelang angestiegen sind. Gemeinden, 
die Flächen für den Gemeinbedarf nicht auf Vor­
rat erwerben, sondern jeweils nur für den un­
mittelbar heranstehenden Bedarf kaufen konnten, 
mußten daher alljährlich mit höheren Grund­
erwerbskosten rechnen. Leider haben manche Ge­
meinden auch von den Möglichkeiten, die eine 
rechtzeitige und vorausschauende Planung bietet, 
nicht immer Gebrauch gemacht. 

Das Steigen der Bodenpreise kann aber wohl 
nicht allgemein einer sozialwidrigen Bodenspeku­
lation angelastet werden. Die Preisentwicklung ist 
vielmehr weitgehend von Angebot und Nachfrage 
bestimmt. Besonders drastisch sind dabei gelegent­
lich Preiserhöhungen bei Grundstücken, die früher 
landwirtschaftlich genutzt waren, dann aber durch 
Ausweisung in Bauleitplänen Baulandeigenschaft 
erhielten. Die hierbei entstehenden Bodenwert­
steigerungen - meist als Planungsgewinne be-

zeichnet - fließen nach dem geltenden Recht dem 
Grundeigentümer zu, nachdem die im Entwurf des 
Bundesbaugesetzes ursprünglich vorgesehene Ge-­
winnabschöpfung zugunsten der Kommunen nicht 
die Billigung des Bundesgesetzgebers erfahren hat. 
Maßgebend für diese Entscheidung des Gesetzge-

. bers. war vor allem die Befürchtung, zur Bebau­
ung geeignetes Gelände werde von den . Eigen­
tümern zurückgehalten, wenn kein wirtschaftlicher 
Anreiz für eine Veräußerung an Bauwillige be­
steht; eine solche Verknappung des Angebots kön- · 
ne weitere Preissteigerungen auslösen. 

Durch landesrechtliche Regelung kann eine Ab­
führung von Planungsgewinnen nicht erzwungen 
werden; es bedürfte dazu einer Änderung oder Er­
gänzung des Bundesbaugesetzes. In den Vorarbei­
ten für ein Bundesgesetz, das Maßnahmen zur Er-, 
neuerung überalteter Baugebiete zum Gegenstand 
hat, wird derzeit die Möglichkeit für die E;infüh-, 
rung einer solchen Abgabe zumindest auf dem·Teil­
gebiet der Staä.terneuerung untersucht. 

Von der Möglichkeit, für den Gemeinbedarf 
benötigte Flächen durch Enteignung zu .erwerben, 
wird nur in beschränktem Maße Gebrauch ge­
macht. Die Gemeinden versuchen ebenso wie der 
Staat, die notwendigen Flächen im Wege der Ver­
einbarung durch Kauf oder Tausch zu erwerben. 
Die gelegentlich recht lange Dauer VOI). Enteig- · 
nungsverfahren verstärkt diese Tendenz. Auf 
Grund von Artikel 14 Absatz 3 des Grundgesetzes 
steht wegen der Höhe der EntsChädigung im Streit,­
falle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerich­
ten - eventuell bis zum Bundesgerichtshof - of-= 
fen. Es ist nicht beabsichtigt, den von einem Ent­
eignungsverfahren Betroffenen die Möglichkeiten, 
Rechtsschutz zu suchen, zu verkürzen. 

(Abg. Schöfberger: Eine Zusatzfrage!) 

Präsident Hanauer: Zu einer Zusatzfrage der 
Herr Abgeordnete Schöfberger. 

Schöfberger (SPD): Herr Staatsminister. In sei­
nem Urteil vom 22. Mai 1967 hat der Bundesge- .· 
richtshof entschieden, daß beim Verkauf von· 
Grundstücken für den Gemeinbedarf keine Pla­
nungsgewinne mehr möglich sind. Trotzdem feiern · 
die hohen Planungsgewinne fröhliche Urständ. Ist. 
dem Staatsministerium dieses Urteil bekannt. und 
welche Konsequenzen könnten daraus für die baye­
rischen Gemeinden gezogen werden? · 

Präsident Hanauer: Die Zusatzfrage wird vom 
Herrn Staatsminister des Innern beantwortet. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Kollege Schöf- · 
berger, ich bin mir jetzt nicht sicher, ob ich das 
von Ihnen zitierte Urteil kenne. Ich glaube aber, 
de,ß es sich um das gleiche Urteil handelt, von dem 
ich weiß, daß es gewisse Grundsätze herausgestellt 
hat in der Frage der Entschädigung bzw. der Höhe .· 
des Entgelts für Grundstücke, die für Bauzwecke 
genutzt werden, nachdem früher die Baueigen­
schaft dieser Grundstücke nicht ohne weiteres fest­
gestanden hatte. Dabei handelt es sich aber nicht 
etwa um eine völlig neue Rechtsprechung, die bis 
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dahin nicht üblich gewesen wäre, oder um eine 
völlig neue Rechtsmeinung, die bis dahin nicht 
vertreten worden wäre, sondern es handelt sich 
hierbei um gewisse Klarstellungen in Rechtsfragen, 
die bis dahin, zumindest schon teilweise, im glei­
chen Sinne praktiziert wurden. Der Inhalt dieses 
Urteils - wenn ich jetzt das gleiche meine, das 
Sie zitieren - geht letzten Endes dahin, daß ent­
scheidend für die Frage der Bewertung bzw. der 
Abgeltung der Stand im Zeitpunkt der Inanspruch­
nahme ist. Das ist beispielsweise interessant beim 
Grunderwerb für Straßenbauvorhaben, die ja zu­
meist in der Planung schon längere Zeit voraus­
laufen, auch wenn der Bau erst wesentlich später 
erfolgt oder erst sehr viel später abgeschlossen 
werden kann und die Entschädigungsverhandlun­
gen meist erst nach der Baufertigstellung geführt 
werden können. Hier kann nicht darauf abgestellt 
werden, welche Entwicklung in der Zwischenzeit 
Platz gegriffen hat, sondern es muß abgestellt wer­
den auf den Stand, der im Zeitpunkt der Inan­
spruchnahme gegeben war. Aber das ist im Grunde 
genommen keine völlig neue Rechtsprechung, die 
erst ab 1967 Platz gegriffen hätte, sondern das war 
eigentlich die überwiegende Rechtsmeinung schon 
vor diesem Zeitpunkt gewesen. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Pöhlmann; ich erteile ihm 

_____ d~§'W'_ort. 

Dr. Pöhlmann (NPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Nach Pressemitteilungen er­
klärte der geschäftsführende Vorsitzende des Zen­
tralverbandes demokratischer Widerstandskämp­
fer- und Verfolgtenorganisationen in Bayern, 
Rechtsanwalt Dr. Ott, im Hinblick auf das „Europa­
treffen gegen Neonazismus und Faschismus und für 
europäische Sicherheit und Völkerverständigung", 
bei diesem Treffen sei der Versuch weit links­
gerichteter Kräfte deutlich geworden, sich mit Hil­
fe der Verfolgtenorganisationen eine politische 
Plattform zu schaffen. Sein Verband und zwei 
internationale nichtkommunistische Dachorganisa­
tionen hätten sich von Anfang an von dem Europa­
treffen distanziert und eine Beteiligung abgelehnt. 

Ich frage den Herrn Innenminister, ob und in­
wieweit die Äußerungen des Herrn Dr. Ott zu­
treffend sind. 

Präsident Hanauer: Die Anfrage beantwortet der 
Herr Innenminister. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Auf die Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Pöhlmann darf ich folgendes erwidern: · 

Dem Innenministerium ist nicht bekannt, auf 
welche konkreten Tatsachen sich die in der An­
frage wiedergegebene Äußerung des Herrn Dr. Ott 
stützt. Ich habe insoweit mit ihm auch nicht gespro­
chen. 

Dem Veranstalter des Europatreffens kann nicht 
unterstellt werden, daß er verfassungsfeindliche 

Ziele verfolgt und das Treffen als Plattform für 
weit linksgerichtete Organisationen ausgerichtet 
hat. Jedoch ist allgemein festzustellen, daß SED 
und KPD mit ihren Hilfs- und Ersatzorganisationen 
und kommunistisch gesteuerte internationale Ver­
folgtenorganisationen schon immer bestrebt waren 
und sicherlich auch weiterhin bestrebt sein wer­
den, die Veranstaltungen vön Verfolgten-Verbän­
den zu infiltrieren und auf der Basis einer „anti­
faschistischen Einheitsfront" für ihre Ziele zu ge­
winnen, die gegen die verfassungsmäßige Ord­
nung der Bundesrepublik Deutschland gerichtet 
sind. 

Es ist Sache aller demokratischen Parteien und 
Institutionen, sich gegen alle Unterwanderungs­
versuche links- und rechtsextremer Kräfte klar 
und entschieden zur Wehr zu setzen und sich von 
ihnen überzeugend zu distanzieren. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist de:r 
Herr Abgeordnete Roß. 

Roß (NPD): Herr Präsident, Hohes Haus! In 
Heidenheim im Landkreis Gunzenhausen sollte ein 
neuer Standort für die Bundeswehr entstehen. 
Größere planerische und bauliche Maßnahmen wie 
Kasernenbau, Kläranlage, Schule etc. sind begon­
nen. Dadurch entstanden der Gemeinde außer­
ordentliche Belastungen in Höhe von zirka 160 000 
DM durch Vorleistungen. Seit einiger Zeit steht 
fest, daß der für Heidenheim vorgesehene Verband 
in Augshurgcstationkr~tcwerden-soll.-

Ich frage den Herrn Staatsminister des Innern, 
ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen ergrif­
fen werden, um die unverschuldete Notlage der 
Gemeinde Heidenheim bis zur Realisierung von 
Zahlungen des Bundes zu lindern? 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Innenminister. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Auf die Frage des Herrn Ab­
geordneten Roß kann ich folgendes erwidern: 

Wie die Bundeswehranlage in Heidenheim belegt 
wird, steht im Augenblick noch nicht fest. Erst 
wenn hierüber entschieden und bekannt ist, in 
welchem Umfang Bundesfinanzhilfe gegeben wird, 
kann beurteilt werden, ob und inwieweit die Ge­
meinde in eine Notlage geraten ist und welche 
Maßnahmen des Freistaates Bayern etwa notwen­
dig werden könnten. 

(Abg. Roß: Eine Zusatzfrage!) 

Präsident Hanauer: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Roß! 

Roß (NPD): Herr Minister, ist Ihnen bekannt, daß 
etwa Ende März dieses Jahres von seiten des Bun­
des dem dortigen Landrat gesagt worden ist, daß 
mit einem Weiterbau der Kaserne nicht zu rechnen 
ist? 

Präsident Hanauer: Die Zusatzfrage beantwortet 
der Herr Staatsminister des Innern. 
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Staatsminister Dr. Merk: Da ich nicht allwissend 
bin und mir eine entsprechende Mitteilung bisher 
nicht zugegangen ist, kann mir das auch nicht be-
kannt sein. · 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller - die 
letzte Frage für Sie, Herr Innenminister! - Herr 
Abgeordneter Brandner! 

Bri:mdner (fraktionslos): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ist der Herr Staatsminister 
des Innern der Meinung, daß die geltenden landes­
rechtlichen Vorschriften über Stellung, · Organisa~ 
tlon und Einsatz der Feuerwehren, insbesondere 
der freiwilligen Feuerwehren, den heutigen Be­
dürfnissen noch gerecht werden, oder beabsichtigt 
er, in absehbarer Zeit dem Landtag entsprechende 
Gesetzesvorlagen zu unterbreiten? 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Innenminister. 

Staatsminister Dr. Merk: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auf die An­
frage des Herrn Abgeordneten Brandner kann ich 
folgendes _erwidern: 

-Eine Änderung des bayerischen Feuerlöschrechts 
ist zur Zeit nicht beabsichtigt. 

· Die Vorschriften des Feuerlöschrechts sind so 
weit gefaßt, daß neu auftretende Probleme noch 
stets gemeistert werden konnten, beispielsweise im 
Bereich des „Technischen Hilfsdienstes" der Feuer­
wehren - Ölunfälle, Verkehrsunfälle u.ä. -, der 
nach Umfang, Schwierigkeit und Dauer der Ein­
sätze stetig zunimmt. 

Vereinzelten Schwierigkeiten konnte in der Pra­
xis begegnet werden. Gelegentlich wurden zum 
Beispiel auch bei den Feuerwehren polizeiliche Be­

fugnisse im Einsatz gefordert. Insoweit hat jedoch 
die Amtshilfe der Polizei, etwa beim Absperren 

. von Einsatzstellen, in der Regel ausgereicht, ob­
wohl ich zugebe, daß wir uns in dieser Frage noch 
einige Gedanken machen müssen. 

Die bayerischen Feuerwehren stehen ausbil­
dungs- und ausrüstungsmäßig wie auch nach der 
Zahl der aktiven Feuerwehrmänner - zirka 
300 000 in zirka 8000 Feuerwehren - mit an der 
Spitze der Bundesländer. 

(Vereinzelter Beifall) 

Der Einsatzbereitschaft, dem Verantwortungs­
bewußtsein und der uneigennützigen Hilfsbereit­
schaft unserer freiwilligen Feuerwehrmänner ge­
bührt höchstes Lob. Hier soll in der Organisation 
auch nichts geändert werden. 

(Beifall) 

Ich würde mir ein so hohes Maß an Gemein­
sinn und staatsbürgerlicher Verantwortung auch in 
anderen Bereichen wünschen. 

Selbstverständlich überlegen wir ständig, wie vor 
allem die technische Ausrüstung unserer Feuer­
wehren ~ etwa durch Zusammenwirken benach­
barter Gemeinden - mit wirtschaftlich vertret­
barem Aufwand noch verbessert werden kann. 

4 

Präsident Hanauer: Pie nächste Frage richtet sich 
an den Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr .. 
Ich erteile dem nächsten Fragesteller, dem Herrn 
Kollegen Wagner, das Wort. 

Wagner (CSU): Herr Präsident, mein.e sehr ver..: 
enrteri Damen und· Herren!·.·Meine ·Anfrage richtet 
sich an den Herrn. Staatsminister für Wirts'chaft 
und Verkehr: 

In Anbetracht der beabsichtigten Auflösung der 
Bundesbahndirektion Regensburg bitte ich . utn 
Auskunft, wie es sich mit der Wirtschaftlichkeit 
dieser Bundesbahndirektion verhält? · ' 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der, • 
Herr Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr. 

Staatsminister Dr. Schedl: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Anfrage des Herrn Abge­
ordneten Wagner beehre ich mich, wie folgt zu: be­
antworten: 

Die Bundesbahndirektion Regensburg hat rund 
2100 km Schienenstrecken und 16 500 km Linien­
länge im Bahnbusverkehr zu verwalten. Nur die· 
Bundesbahndirektion Nürnberg hat noch über 
ein etwas größeres Betriebsnetz, während. die an­
deren Bundesbahndirektionen erheblich ·kleinere 
Betriebsnetze umfassen. Hinsichtlich der Ver­
kehrsleistungen ist festzustellen, daß V ersann 
und Empfang an Eil- und Frachtgut im öffentlichen 
Güterverkehr 1966 im Bereich der Bundesbahn„ · 
direktion Regensburg 23,5 Millionen Tonnen be..: 
trugen. Damit lag die Bundesbahndirektion Regens- . 
burg an der Spitze der bayerischen Bundesbahn­
direktionen und an 7. Stelle unter den 16 Bundes-. 
bahndirektionen des Bundesgebietes. Diese Auf­
gaben bewältigt die Bundesbahndirektion Regens­
burg mit einem verhältnismäßig geringen Perso­
nalkörper. Im Personalbestand nimmt nämlich die . 
Bundesbahndireh:tion Regensburg nur den 14. Platz 
unter den Direktionen ein. Dies zeigt, daß die 
Bundesbahndirektion Regensburg -eine der am 
wirtschaftlichsten arbeitenden Bundesbahndirek­
tionen ist. Einer Auflösung der Bundesbahndirek­
tion Regensburg vermag ich daher schon aus diesen· 
Gründen nicht zuzustimmen. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller Herr . 
Abgeordneter Kamm! Ich erteile ihm das Wort.· 

Kamm (SPD): Herr Präsident, meine Damen und·. 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an den Herrn 
Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: 

Sind dem Herrn Staatsminister für Wirtschaft 
und Verkehr genaue Zahlen der in Bayern liegen­
den Bundesbahndirektionen über die Beteiligung 
von Bürgern über 65 Jahre aus unserem Lande an 
der Aktion „Fahrpreiser~äßigung" für diese Grup­
pe bekannt und ist der Herr Minister bereit, sich 
im Rahmen seiner Möglichkeiten für eine baldige 
Fortsetzung dieser begrüßenswerten Aktion einzu­
setzen? · 
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Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr. 

Staatsminister Dr. Schedl: .Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Anfrage des Herrn Ab­
geordneten Kamm beehre ich mich, wie folgt zu 
beantworten: 

Nach Auskunft der Hauptverwaltung der Deut­
schen Bundesbahn sind die Rechnungsunterlagen 
über den Personenverkehr im ersten Dritteljahr 
1968 noch nicht vollständig ausgewertet. Die Haupt­
verwaltung der Deutschen Bundesbahn konnte mir 
daher nicht mitteilen, wieviele Personen im Bereich 
der vier bayerischen Bundesbahndirektionen von 
der „Aktion 65" - 50 Prozent Fahrpreisermäßi­
gung für Reisende über 65 Jahre - Gebrauch ge­
macht haben .. Für das Bundesgebiet schätzt die 
Deutsche Bundesbahn, daß über vier Millionen 
ältere Reisende diese Fahrpreisermäßigung in An­
spruch genommen haben. 

Selbstverständlich bin ieh bereit, mich im Rah­
men meiner Möglichkeiten für die Fortsetzung die­
ser Aktion einzusetzen. 

Präsident Hanauer: Darf ich die nächsten Frage­
steller bitten, sich jeweils den ersten Satz zu spa­
ren! Er ist schon vorweggenommen. 

Als nächster Fragesteller hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Binder. 

-----Binder0=(QSU}:~~=Hel'l'~c.PI'äsident, "cmeine=. ];)amen · 
und Herren! Ist der Staatsregierung bzw. dem 
Herrn Wirtschaftsminister die schwierige Situa­
tion der Glasindustrie im Bayerischen Wald be­
kannt? Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie­
rung, die Standortnachteile insbesondere im Hin­
blick auf die Revierferne von Kohle, Öl und Erd­
gas zu verbessern? Ist mit einem baldigen An­
schluß der Glasindustrie des mittleren. Bayerischen 
Waldes an die Leitung des Erdgasnetzes des mittle­
ren Bayerischen Waldes zu rechnen und wird dann 
damit eine wirtschaftliche Standortverbesserung 
erreicht werden können? 

Präsident Hanauer: Die Anfrage beantwortet der 
Herr Staatsminister für Wirtscb.aft und Verkehr. 

Staatsminister Dr. Schedl: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die schwierige wirtschaftliche 
Situation der Glasindustrie im Bayerischen Wald 
ist mir sehr wohl bekannt. Die Beschäftigtenzahl 
ist rückläufig, die Umsätze weisen eine leicht stei­
gende Tendenz auf. Die Auftragslage hat sich ge­
genüber dem Vorjahr nicht wesentlich verbessert. 
Daher ist nicht sichergestellt, daß die (abgesehen 
in zwei Betrieben) vor kurzem wieder aufgenom­
mene Vollarbeit bis zum Anschluß an das erwar­
tete Weihnachtsgeschäft durchgehalten werden 
kann. 

Als energieintensiver Industriezweig ist die baye­
rische Glasindustrie besonders an dem Bezug billi­
ger Energie interessiert. Die Energiekosten haben 
im Durchschnitt je nach der Glassorte einen Anteil 
an dem Produktionswert von 6 bis 10 Prozent. Der 
Energieverbrauch der bayerischen Glasindustrie 

zeigte in seiner Zusammensetzung in den letzten 
Jahren eine deutliche Bevorzugung von Strom, 
Heizöl und Gas zu Lasten des herkömmlichen Ener­
gieträgers Kohle .. Während im Jahr 1967 gegen­
über dem Vorjahr der Verbrauch an Kohle um 
rund 33 Prozent zurückgegangen ist, hat sich der 
Verbrauch an Strom um 7 Prozent, an Heizöl um 
6 Prozent und an Gas sogar um 17 Prozent erhöht. 

Im Vollzug des Beschlusses des Bayerischen 
Landtags vom 16. März 1964 betreffend den Aus­
bau eines weitflächigen Ferngasnetzes hat mein 
Haus den Bayerischen Landtag laufend u. a. auch 
über die speziellen Probleme der Ferngasversor­
gung im Bayerischen Wald unterrichtet. Für die 
weitere Entwicklung dürften in absehbarer Zeit 
angesichts des Vordringens holländischen Erdgases 
in den süddeutschen Raum neue Aspekte hervor­
treten, die allerdings eine großräumige gaswirt­
schaftliche Gesamtkonzeption für Bayern voraus­
setzen. Im Vorgriff auf die künftige Lösung könn­
ten sich jedoch Ansatzpunkte für eine vorgezogene 
Lösung für den Bayerischen Wald, insbesondere für 
die Glasindustrie im Raum Zwiesel-Frauenau, er­
geben. 

Zur Zeit werden von der Gasversorgung Ost­
bayern G.m.b.H. - GASOB - in Zusammenarbeit 
mit meinem Hause und der Regierung von Nieder­
bayern alle Möglichkeiten geprüft, durch die eine 
Verbesserung der Energieversorgung dieses Indu­
striegebietes erreicht werden kann. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Schneier; ich erteile ihm das 
Wort. · 

Schneler (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! Hält 
das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr die von der Industrie- und Handels­
kammer Würzburg/Schweinfurt seit Jahren gefor­
derte. Errichtung einer Erdölraffinierie in Unter­
franken für zwe~mäßig? 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr; 
ich erteile ihm das Wort. 

Staatsminister Dr. Schedl: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Errichtung einer Erdöl­
raffinerie im Bereich der Industrie- und Handels­
kammer Würzburg/Schweinfurt ist zweckmäßig, 
weil auf Grund der vorhersehbaren Absatzsitua­
tion für Mineralölprodukte der wirtschaftliche Be­
trieb einer modernen Raffinerie in ausreichender 
Größe in diesem Raume möglich sein dürfte. 

(Abg. Schneier: Eine Zusatzfrage!) 

Präsident Hanauer: Zu einer Zusatzfrage der 
Herr Abgeordnete Schneier! 

Schneier (SPD): Herr Staatsminister, bis wann 
ist damit zu rechnen, daß das Projekt verwirklicht 
werden kann? 

Präsident Hanauer: Die Zusatzfrage beantwortet 
der Herr Staatsminister für Wirtschaft und Ver­
kehr. 
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Staatsminister Dr. Schedl: Das vermag ich zu 
meinem großen Bedauern nicht zu ·sagen. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Fuchs; ich erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Fuchs (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Bei der letzten Festlegung der zen­
tralen Orte sind die Landkreise Grafenau, Wolf­
stein und Wegscheid im Unteren Bayerischen Wald 
nicht berücksichtigt worden. Dabei haben diese 
Landkreise, insbesondere Wolfstein, auf Grund ih­
rer schwachen Wirtschaftsstruktur und ihrer 
Markt- und Revierferne mit der höchsten Arbeits­
losigkeit zu kämpfen. 

Ich frage den Herrn Staatsminister: Sehen Sie 
in der Tatsache, daß in diesen drei Landkreisen 
keine zentralen Orte ausgewiesen sind, eine Be­
nachteiligung dieses Gebietes? Können trotzdem 
Industrieansiedlungen in diesem Gebiet mit der 
höchstmöglichen Investitionsförderung durch Bund 
und Land rechnen? 

Präsident Hanauer: Die Frage wird beantwortet 
durch den Herrn Staatsminister für Wirtschaft und 
Verkehr; ich erteile ihm das Wort. 

Staatsminister Dr. Schedl: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Anerkennung der Bundes­
ausbauorte, früher als zentrale Orte bezeichnet, 
erfolgt auf Vorschlag der Länder durch den Inter­
ministeriellen Ausschuß für regionale Wirtschafts­
politik der Bundesregierung. Auf Bayern entfielen 
im Jahre 1968 vier Vorschläge. Diese Vorschläge 
waren nach bestimmten, vom Ausschuß festgeleg­
ten Kriterien, insbesondere Einwohnerzahl, Ver­
kehrslage und Ausstattung mit zentralen Ein­
richtungen zu erarbeiten. Mit Rücksicht auf die 
zahlenmäßige Beschränkung der Vorschläge und 
auf die Notwendigkeit einer regionalen Streuung 
der vorgeschlagenen Orte konnte im Jahre 1968 aus 
den genannten Landkreisen kein Vorschlag vor­
gelegt werden. 

In der Tatsache, daß in diesen drei Landkreisen 
keine Bundesausbauorte ausgewiesen sind, kann 
keine Benachteiligung dieses Gebietes gesehen wer­
den. Die angesprochenen Landkreise liegen sämt­
liche im Zonenrandgebiet. Ihnen kann daher aus 
den regionalen Förderungsmitteln des Bundes und 
des Landes die gleiche Förderung von Industrie­
ansiedlungen und kommunalen Industriegelände­
erschließungen wie den Bundesausbauorten ge­
währt werden. Dies zeigt sich insbesondere darin, 
daß in den vergangenen Jahren keine diesbezüg­
lichen Anträge aus den vorgenannten Landkreisen 
aus Mangel an öffentliche:r;i Mitteln abgelehnt wur­
den. Die höchstmögliche Investitionsförderung ist 
allerdings mit 25 vom Hundert der Investitions­
summe nur an einigen besonders ausgewählten 
Standorten des Zonenrandgebietes möglich, an de­
nen zusätzlich sektorale Probleme mit regionalen 
Schwierigkeiten zusammentreffen. 

Präsident Hanauer: Die beiden nächsten Fragen 
richten sich an das Bayerische Staatsministerium 

der Justiz. Nächster Fragesteller ist Herr Abge­
ordneter Dr. Reiland. 

Dr. Relland (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! 
In der Mai-Ausgabe der ÖTV-Informationen für 
die Fachgruppe Richter und Staatsanwälte wird 
mitgeteilt, daß dem Vernehmen nach auf der 35. 
Konferenz der Landesjustizminister auch die Frage 
erörtert wurde, ob die Justizminister die interne 
Berechnungsmethode für den Personalbedarf im 
Justizdienst weiter vertraulich behandeln sollen. 
Für Entscheidungen des Parlaments und seiner 
Ausschüsse ist die Offenlegung dieser Berechnungs­
methode aber notwendige Grundlage für alle Ent­
scheidungen. 

Ich frage daher den Herrn Staatsminister der 
Justiz, ob er bereit ist, diese Offenlegung durchzu­
führen. 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatsminister der Justiz; ich erteile ihm das 
Wort. 

Staatsminister Dr. Held: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die 35. Justizministerkonfe­
renz in Köln vom 16. bis 19. Oktober 1967 hat sich 
gegen eine allgemeine Bekanntgabe der Schlüssel­
zahlen für die Pensenberechnung ausgesprochen. 
Ich halte diese Entscheidung für sachlich richtig 
und bin der Auffassung, daß an ihr auch weiterhin 
festgehalten werden sollte. Die Gründe dafür habe 
ich dem Hohen Hause aus Anlaß einer Eingabe der 
Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr in München vom 24. Januar 1968 im Mai 
dieses Jahres ausführlich schriftlich dargelegt. 

Der Pensenschlüssel dient der Erfassung und Be­
wertung typischer Arbeitsvorgänge; er ·ist für die 
Justizverwaltung eines von mehreren Hilfsmitteln 
für die Bemessung des Personalbedarfs und damit 
nicht ohne Einfluß auf die Stellenanforderungen 
im Haushalt. Wie ich deshalb in meiner Stellung­
nahme vom 17. Mai 1968 bereits mitgeteilt habe, bin 
ich selbstverständlich bereit, dem Landtag auf 
Wunsch die Methode und die näheren Einzelheiten 
der Pensenberechnung bekanntzugeben. Als geeig­
neter Zeitpunkt hierfür dürfte die Beratung des 
Justizhaushalts in Frage kommen. 

Präsident Hanauer: .Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Bachmann; ich erteile ihm das 
Wort. 

Bachmann (NPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Unter brutaler Gewaltanwendung 
brachen am 21. Juni 1968 aus dem Regensburger 
Nervenkrankenhaus zwei gefährliche Straftäter 
aus, verübten auf ihrer Flucht einen mit einer Ver­
gewaltigung gekoppelten Raubüberfall auf zwei 
Kurgäste aus Bad Abbach und eine Reihe anderer 
Delikte. 

Weihnachten 1966 wurde ein Taxifahrer von 
zwei Ausbrechern aus der gleichen Heilanstalt mit 
einer Flasche bewußtlos niedergeschlagen. 

Welche Maßnahme ergreift das JustizmiJ;liste­
rium im Interesse der öffentlichen Sicherheit sowie 
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von Pfiegepersqnal und Patient.en zur Beheb{ing 
des Mißstandes, daß gemeingefährliche Kriminelle 
ih den 11 bayerischen :Nervenkrankenliäuserfi un~ 

· tergebracht sind, statt in einer gesicherten ju$tiz­
eigenen Anstalt? 

Präsident Hanauer: Dfe.Antwort erteilt der Herr 
Staatsmiiiister der Justiz; iCh erteile ihm das Wort. 

Staatsminister Dr. Held: Herr Präsident, meine 
Bamen und Herren! Wenn ein Täter eine mit Strafe 
bedroht(;! Handlung im Zustand der Zurechnungs~ 
unfähigkeit oder der verminderten . Zurechnungs­
fähigkeit begangen hat, so ordnet das Gericht nach 

· § ·42 b StGB seine . Unterbringung in einer Heil­
ader Pflegeanstalt an, wenn die öffentliche Sicher­
heit es erfordert. Diese Maßregel der' Sicherung_ 
·u.nd Besserung haben in Bayern nach Artikel 29 
des Gesetze~ zur Ausführung des Bundessozial-

··. hilfegesetzes die Bezirke in ihren Nervenkranken­
häusern ·.zu vollziehen. ·Nach meiner Auffassung . 
sollten kriminelle Geisteskranke in besonders ge-· 
sicherten:· Abteilungen der Nervenkrankenhäuser 
oder ln besonders sicheren Anstalten untergebracht 
werden,, die für diesen. Personenkreis erst zu schaf­
fen wären .. 

Die Justizverwaltung ist schon aus rechtliChen 
· Gründen nicht in der Lage, eine vom ·Strafgericlit 

--~angeordnete Unterbringung in einer- Heil- oder_ 
Pflegeanstalt in ihren Anstalten zu v,ollziel).en. D~r-. 

, -·über hinaus wäre sie auch aus personellen Grün-
. den nicht imstande, eigene Nervenkrankehhäuser 
zu errichten und zu unterhalten.' Trotz jahrelanger 
Bemühungen ist es nämlich der Justizver'!Valtung · 
nicht gelungen, fÜr die vorhandenen Vollzugsan~ 
stalteh tlie erforderliche Anzahl von Ärzten und 
Sanitätsbediensteten zu gewinnen. Ihr würde auch . 
die Möglichkeit der Fachaufsicht für ein Nerven- ' 
_krankenhaus' fehlen, weil- im Staatsministerium der 
Justiz keine Fachabteilung besteht, die der' Gesund-· 
heitsabteilung im Staatsministerium des Innerrt 
entspriclit. · 

Ich halte es .daher für zweckmäßig, daß entspre­
chend der bisherigen Regelung die ·Bezirke, beson-. 
dere Abteilüngen oder Sonderanstalten für krimi­
nelle Geisteskranke stjlaffen. :E;ine etwaig~ finan­
zielle Beteiligung des Staates daran müßte über­
prüft -werden. Über eine finanzielle Beteiligung des 
Staates a:n der Errichtung von Bewahrungsanstal­
ten für sogehannte kriminelle Psychopathen schwe­
ben bereits seit lä:p.gerer Zeit Verhandlungen. 

Ob der Ausbruch der in der Anfrage erwähnten 
Geisteskranken auf mangelnde Sicherheitsvorkeh'­
rungeri im. Nervenkrankenhaus Regensburg zu-

. rückzuführen ist, vermag ich nicht zu beurteilen; 
weil diese Anstalt nicht dem Staatsministerium 
der Justiz. untersteht. Die Frage der sicheren Ver• 
wahrung gemeingefährlicher Geisteskranker stellt 
sich für jede Anstalt ohne Rücksicht auf ihre Res­
sortzugehörigkeit: 

Prijsident Hanauer: Die nächsten Fragen richten 
sich an das Finanzminfäterium. · 

' .. 
Nächster Fragesteller ist 'der Herr Abgeordnete · 

Kiesl. Ich erteile ihm das Wort. . 

l(iesl, (CSU): Herr Präsident, meine Dan'ien ui;i.d. 
Herren!· V 9r einigen Wochen war 'Zeitungsmeldun­
gen zu entnehmen, daß nach dem Regierurigsent- · 
wurf eines Gesetzes zur Änderung grunderwerb­
steuerlicher Vorschriften auch diejenigen 'Erst­
erwerber von Eigentumswohnungen von der, 
Grunderwerbsteuer befreit werden sollen, die die 
Eigentumswohnung nicht selber beziehen, sondern 
an Dritte' vermieten. Diese Ankündigung hat dazu 
geführt, daß der Absatz von Eigentumswohnungen: 
merklich zurückgegangen ist. Beabsichtigt · die 
Bayerische Staatsregierung, diesem. Ankündigungs-· 
effekt zu begegnen? · 

Präsident Hanauer: Die Frage' beanti.v()rtet der 
Herr Staatsminister der Finanzen: 

Staatsminister Dr. Pöhner: Rohes Haus! Die 
Staatsregierung .hat am 26. März dieses Jahres. den 
Entwurf efnes Gesetzes zur · Ändei'l.lhg grurider­
werbsteuer licher Vorschriften beschlossen und dein 
Bayerischen Senat zur gutachtlichen Stellungn,ah­
me vorgelegt. Im Entwurf ist vorgesehen, den er• 

· sten Erwerb eines Wohngebäudes mit nicht mehr. 
a:ls zwei Wohnungen oder einer Eigentumswohnung 

. ohne Rücksicht auf· die Eigennutzung über die bis­
herige Regelung hinaus grunderwerbsteuerlich zu 
begünstigen~ ·. Allerdings müssen d-ie- Wohnungen 
nach wie vor nach dem Zweiten Wohnungsbauge.:. 
setz grundsteuerbegünstigt sein. · · 

Der Bayerische Senat hat in seinem Gutachten 
vom 18. Jurii dieses Jahres eine ergänzende Rege­
lung .für Übergangsfälle vorgeschlagen. Danach soll 
bei Eigenheimen und eigengenutzten Eigentums­
wohnungen, die vor dem Inkrafttreten des Ä:nde­
rungsgesetzes erworben wurden oder erworben 

· werden; auf das Erfordernis der Eigennutzung für 
die Steuer verzichtet werden, wenn die fünfjährige 
Frist für. die :Nacherh,ebung in den Geltupgsbereich 
des neuen Gesetzes hineinreicht. 

Ich halte· eine·. solche Vbergangsregelqng" ;trÖtz 
gewisser fiskalischer l,\nd syste:matischer Bedenken 
aus praktischen Erwägungen, insbesondere wegen 
des· Wegfalls finanzamtlicher Überwachungstätig­
keit an sich UilÜ~r begrenzter zeitlicher Rückwir­
kung für vertretbar. Allerdings wäre eine Zustim­
mung der kommunalen Spitzenverbände zu dieser 
Übergangsregelung wünschenswert. 

Wie weit die Staatsregierung deri Vorschlägen 
des Senats beitreten wird, ist noch nicht entschie­
den. Das letzte Wort in dieser Sache hat der Baye­
rische Landtag . 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete. Dr. Fischer. 

Dr. Fischer (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Die Aktion „Sondereigentumsmaßnahmen im 
Grenzgebiet" der Landesbodenkreditanstalt ist 
wohl ein Musterbeispiel der unbürokratischen 
Wohnungsbauförderung. 
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Ich frage den Herrn Bayerischen Staatsminister 
der Finanzen, ob von seinem Hause etwa geplant 
ist, durch Einschaltung von anderen, mittleren oder 
oberen Instanzen diese reibungslose Abwicklung in 
direkter Verbindung zwischen Landratsamt und 
Landesbodenkreditanstalt zu stören. 

(Oho!) 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatsminister der Finanzen. 

Staatsminister Dr. Pöhner: Hohes Haus! Das 
Wohnungsbauförderungsprogramm „Sondereigen­
tumsmaßnahme Grenzgebiet" wird nach wie vor 
von der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt 
durchgeführt. Ich muß allerdings dabei bemerken, 
daß die erforderlichen Zinsverbilligungsmittel aus 
dem.Bayerischen Staatshaushalt bereitgestellt wer­
den. 

Ich freue mich über die Anerkennung, die der 
unbürokratischen Abwicklung dieses Programms 
zuteil wurde. Es wird mein Bemühen sein, daß 
dies auch künftig in unbürokratischer Weise · ge­
schieht. Allerdings - -

(Beifall - Abg. Dr. Oechsle: Ein klares Nein 
wäre besser! - Weitere Zurufe: Jetzt 
kommt's erst! - Jetzt haben Sie es zu-

gegeben!) 

Allerdings kann auf eine Koordinierung mit den 
übrigen staatlichen Wohnungsbauprogrammen im 
Interesse einer gerechten Verteilung der Mittel 
nicht verzichtet werden. Da es sich um staatliche 
Mittel handelt, kann es dem Staatsministerium der 
Finanzen und der Obersten Baubehörde nicht ver­
wehrt werden, bei der Auswahl der Darlehens­
nehmer und der Festsetzung der jeweiligen Dar­
lehenshöhe mitzuwirken oder mindestens in die 
Verteilungsliste Einblick zu nehmen. 

(Zuruf: Da haben wir es schon! - Heiterkeit) 

Präsident Hanauer: Die nächsten Fragen richten 
sich an das Kultusministerium. 

Nächster Fragesteller ist der Herr Abgeordnete 
Drexler. Ich erteile ihm-das Wort. 

Drexler (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Herr Staatsminister für Unterricht 
und Kultus! Werden alle Lehrer, die 1968 die erste 
oder die zweite Lehramtsprüfung erfolgreich ab­
legen, auch 1968 die entsprechende Verwendung 
im Volksschuldienst finden? 

Präsident Hanauer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatssekretär im Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus. 

5 

Staatssekretär Lauerbach: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Meine Antwort auf die ge­
stellte Frage lautet: Ja. 

(Sehr gut!) 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Sommer. Ich erteile ihm das 
Wort. 

S9mmer (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Stadtrat und Elternbeiräte in Winds­
heim beschlossen gemeinsam, die Volksschüler ih­
rer Stadt für die gemeinsame Schule anmelden zu 
lassen. Die Regierung von Mittelfranken ordnete 
demgegenüber an, daß die Schüler bis zum 12. Juli 
1968 noch getrennt für die Gemeinschaftsschule · 
oder eine der beiden Konfessionsschulen angemel­
det ·werden müssen. 

Ich frage den Herrn Staatsminister für Unter­
richt und Kultus: Halten Sie diese Regierungs­
entschließung noch für zeitgemäß? 

(Abg. Weishäupl: Das ist Pedanterie!) 

Präsident He.mauer: Die Anfrage beantwortet der 
Herr Staatssekretär im Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus. 

Staatssekretär Lauerbach: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Beantwortung dies~r Fra­
ge wird etwas ausführlicher ausfallen. Nach den 
Berichten der Regierungen ist Bad Windsheim die 
einzige Gemeinde in Bayern, in der die Schul­
anmeldung in diesem Jahr nicht zum vorgeschrie­
benen Termin durchgeführt worden ist. 

(Hört!) 

Die Schulanmeldung soll nämlich naßi der 3. Aus­
führungsverordnung zum Volksschulgesetz jeweils 
bereits Ende Mai oder Anfang Juni stattfinden. 
Verantwortlich für die Festsetzung des Tages der 
Schulanmeldung in Bad Windsheim ist der dienst­
älteste Schulleiter, sind also nicht die Gemeinde 
oder die Elternbeiräte. Nachdem in Bad Windsheim 
der Tag der Schulanmeldung Ende Juni immer 
noch nicht festgesetzt war, sah sich die Regierung 
von Mittelfranken gezwungen, für den Vollzug der 
genannten Rechtsverordnung zu sorgen. 

Die Schulanfänger können wie in allen übrigen 
Gemeinden so auch in Bad Windsheim an den be­
stehenden Volksschulen angemeldet werden. An 
welcher der bestehenden Volksschulen nach dem 
derzeitigen Recht ein Kind angemeldet wird, dar­
über haben seine Erziehungsberechtigten zu ent­
scheiden. Ich habe volles Verständnis für den 
.Wunsch, die e in e gemeinsame Schule baldigst 
verwirklicht zu sehen. Eine generelle Umwand­
lung der bestehenden Volksschulen jedoch in die 
eine Schulart, die der neue Artikel 135 der Baye­
rischen Verfassung vorsieht, ist erst möglich, wenn 
außer der neuen Verfassungsbestimmung - die ja 
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vorgestern' .durch den Volksentscheid neu festge­
legt worden ist - auch die dadurch notwendigen 
Änderungen im Volksschulgesetz U:nd in d~n Kif-; 
chenverträgen in Kraft getreten sind. 

(Abg. Sommer: Eine Zusatzfrage!) · 

Pri;isident Hanauer: Eine Zusatzfrage, Herr Ab­
geordneter Sommer! 

Sommer (SPD): Herr Staatssekretär! Meine An­
. frage hat sich insbesondere auf das Wort „zeit­
gemäß" begründet. Peshalb möchte ich Sie nöch 
einmal fragen: 'Halten Sie es noch für zeitgemäß, 

"daß nach einem alten Artikel de:r Bayerischen Ver­
fassung jetzt. noch bis zum 12. Juli die Schul­

. anmeldungen durchgeführt werden können? 
w -. 1 

·Präsident Hanauer: Die Zusatzfrage beantwortet 
der Herr Staatssekretär ini Staatsministerium für 
Unterricht und K;u'itus. . 

Staatssekreteir Lauerbach: Ich kann rtur wieder­
holen, daß die . derzeitigen· gesetzlichen Bestiin,.. .. 
mungen uns daz:ti verpflichten:.·. · 

Präsident H~:mauer: NäGllster Fragestellei"· ist 
Herr Abgeordneter Lang. Ich erteile ihm das Wort. 

lang (NPD): Herr Präsident, Hohes ·Haus! Das 
Überangebot auf dem Schtilbuchs.ektor ist wieder­
holt Gegenstand dieses Hohen Hauses gewesen. Ist 
die Staatsregierung bereit, zur Beseitigung dieses 
inflationären 'Oberangebots an Schulbüchern Maß­

, nahmen zu ergreifen und gegebenenfalls welche?· 

· 'Präsident Hanciuer: Die Frage beantwortet der 
Herr Staatssekretär im Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus. 

Staaissekretär Lauerbach: Herr Präsident, Ho­
. hes Haus! Ich darf die Frage des Herrn Abgeord­
neten Lang wie folgt beantworten. 

. ' 

Wie bereits bei der Beantwortung einer früheren 
mündlichen· Anfrage zum gleichen Thema festge­
stellt wurde, hat 'das Kultusministerium schon bis-

. her bei der Zulassung von Schulbüchern darauf ge- · 
" ·. achtet, daß ein BuclJ. die Forderung des Lehrplans 

voil erfüllt, vom fachlichen und methodischen 
Standpunkt aus einwandfrei ist und nicht nur eine 
Vermehrung, sondern eine wünschenswerte Berei­
cherung der bereits zu~elassenen Werke darstellt. 

Weliri.. ein U11terrichtswerk auch bei Anlegung 
strenger Maßstäbe die vorgenannten Forderungen 
erfüllt, sieht das Ministerium keine rechtliche Mög-

. lichkeii, den Antrag ei:hes Verlags auf lernmittel­
freie Zulassung d.es Schulbuches deshalb ,abzuleh­
nen, weil für die gleiche Schulart, das gleiche Fach 
und die gleichen Jahrgänge bereits andere Bücher 
zugelassen sind. 

'Däs Ministerium hat zuletzt· mit der Bekannt­
machung vom 16. Mai 19B8 den Schulen bei der ·Ein­
führung neuer Schulbücher· den Grundsatz äußer­
ster Sparsamkeit zur Pflicht gemacht. . . 
' Im übrigen hat sich gezeigt, daß auch bei Vor~ 
ha:ndensein eines größeren Angebots sich. in der 
Schulpraxis nur wenige Schulbücher und -werke· 
durchsetzen. 

PrÖsident Hanauer: Das Wort hat Frau. Abge­
ordnete Seibel zur Fragestellung: 

Frau .Seibel (SPD): Herr Präsident, meine '.He;r-
i::en, meine Damen! Die Zuteilung von Lehrer:n an 
die Volksschulen erfolgt nach bestimmten Klassen:.. 
stärken. Im Schuljahr 1968/69 gilt für Mittelfran-" 
ken die Zahl 37,5. Für Münehen hat das Kultus­
ministerium eine Meßzahl von 34,55 SChüler je 
Klasse genehmigt. Durch die außerordentlich fahi­
reichen Übernahmen von Lehrern, deren Ehepart- , 
ner irrt Großraum Nürnberg beschaftigt sind, ~ann :' 
das Schulamt Nürnberg kaum Bewerber nach ihrer•· · 
Fa:cileignuhg im Hinblick auf die BedürfniSse der 
Schulen auswählen. Dadurch ist der Einsatz der ' . · 
Lehrer zumindest so erschwert wie in der Landes,.. 
hauptstadt. Die Beibehaltung des schlechteren Stel-" 
lenschlüssels stellt somit ,eine krasse Ben.achteili"'." 
gung Nürnbergs dar, 

Ich frage daher den Herrn Staatssekretär: Sind. 
Sie bereit; die Nürnberger Meßzahl ·für das.Schul- · 
j_ahi:: 1968/69 derjenigen der Stadt Münehen anzu­
gleichen? 

Präsident Hanauer: Dl.e Anfrage wird beaiitwor- · 
tet vom Herrn Staatssekretär im Staatsministerium · 
für:Unterricht und Kultus.· 

Staatssekretär lauerbach: Ich darf die Frage 
' der Frau Abgeordneten Seibel wie folgt beantwor-. 
ten: Die Regierungen wurden mit Entschließung 
vom 15. Mai 1968 angewiesen, der Klassenbildung 
an Volksschulen für das Schuljahr 1968/69 eine 
Meßzahl von 37 Schülern· zugrunde zu legen. Ab:.. 
weichend davon gilt für Unterfranken leider -

. muß ich sagen-"-- derzeit noch die Meßzahl 37,3 und 
für die Landeshauptstadt München die Meßzahl 
34,55. 1 

• 

Ich Schuljahr 1967/68 liegt der tatsächliche Klas- ·· 
sendurchschnitt der Normalklassen in Mittelfran­
ken bei 37,1 und in Nürnberg bei 36,6 S~ülern. 

Eine Herab'setzung' der Meßzahl für Nürnberg 
ist wegen des bestehenden Mangels an Lehrkräften 
zur Zeit leider nicht möglich. Die endgültfge Zu-

. teilung der Lehrer an d.ie einzelnen Regierungsbe...; 
zirke kann aber· er~t erfolgen, wenn das Ergebnis 
der Schuleinschreibungen nach dem Gesetz vom 26. 
Juni 1968 (GVBL S. 180) feststeht. 

Ich kann aber versichern, daß wir die Zuteilung 
der Lehrkräfte so gerecht wie nur möglich vor­
nehmen werden. 

(FI1au Abg. Seibel: Eine Zusatzfrage!) 
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Pr~sident Hanauer: E).ne Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Seibel! ' · 

Frau Seibel (SPD): Ist Ihnen, Herr Staatssekre­
tär, bekannt, daß die Absolventenzahl der heute im 
Examen stehenden PH-Studenten durchaus aus­
reicht, um nun nach der Verschleppung der Einrieb~ 
tung .des neunten Schuljahrs dem untragbaren Zu­
stand der Klassenfrequenzen in Nürnberg - die in 
der Regel und in der Praxis nicht zu 36,6, wie Sie 
eben sagten, sondern zu mehr als 50 Schülern pro 

. Klasse führen - abzuhelfen! 

Präsident Hanauer: Sofern das eine Zusatzfrage 
gewesen sein sollte, beantwortet sie der Herr Staats­
sekretär im Staatsministerium für Unterricht und 
.Kultus. 

Staatssekretär Lauerbach: Ich kann nur noch 
einmal sagen: Wir werden uns pemühen, das Beste, 
in diesem Falle sogar für Nürnberg, zu tun. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist 
Hen: Abgeordneter Heinze. 

Heinze (NPD): Herr Präsident, Meine Damen und 
Herren! Das .kürzlich kreierte Emblem für die Olym-

. pischen Spiele ih München wird von einem Rund­
funkkommentator als prämiierte Federspirale und 
als Allerweltsemblem bezeichnet, das mit keinem 
Strich erkennen lasse, wo die Spiele stattfinden. 

Ich frage die Staatsregierung, ob sie angesichts 
der umfangreichen finanziellen Beteiligung des 

. Freistaates Bayern dahin zu wirken bereit ist, daß 
ein Emblem geschaffen wird, aus dem die Veran­
staltung der Spiele in München hervorgeht. 

(Zuruf: Maßkrug!) 

Präsident Hanauer: Die Beantwortung der Frage 
erfolgt durch den Herrn Staatssekretär im Staats­
ministerium für :Unterricht und. Kultus. 

Staatssekretär Lauerbach: Herr Präsident, Ho­
hes Haus! Auf diese Frage des .Herrn Kollegen 
Heinze darf ich folgendes erwidern: Der Vorstand 
des Organisationskomitees für die Spiele der XX. 
Olympiade München 1972 hat in seiner 10. Sitzung 
am 6. Mai 1968 über das Emblem für die Olympi­
schen Spiele 1972 in München entschieden. Zur Vor­
bereitung dieser Entscheidung war - wie Sie wis­
sen - ein Wettbewerb ausgeschrieben worden, um 
einen großen Kreis von Fachleuten und interes­
sierter Gruppen der Öffentlichkeit mit dem Pro­
blem der Gestaltung des Emblems vortraut zu 
machen. Nach der Ausschreibung des Wettbewerbs 
war auch noch eine Arbeitsgemeinschaft von be­
kannten Graphikern beauftragt worden, zusätz­
liche Emblem-Entwürfe auszuarbeiten. Als Ergeb­
nis der Beratungen und nach heftigem und kriti­
schem Meinungsaustausch wurde der nunmehr vor­
liegende Strahlenkranz in einer Spiralform als 
Emblem mit Zweidrittelmehrheit im Vorstand des 

Organisationskomitees angenommen. Bei den Vol'­
arbeiten im Organisationskomitee wurden sehr' ein- . 
gehende Überlegungen - u. a. von mir mitver- . 
treten - auCh dahin angestellt, ob nicht im Emblem 
ein stärkerer Bezug auf München möglich wäre: 
Zu meinem Bedauern sind diese Stimmen nicht 
durchgedrungen. Die Bayerische Staatsregierung 
kann auf Grund der getroffenen Entscheidung lei­
der nicht mehr auf eine Änderung des Emblems 
hinwirken. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller ist der 
Herr Abgeordnete Herrmannsdörfer. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Herrmannsdörier (NPD): Herr Präsident, Hohe~ 
Haus! Falls sich die Tendenz, daß beinahe jedes 
Land der Bundesrepublik mit einer eigenen ·Ge­
setzgebung für Ingenieurstudenten aufwarten· will, 
durchsetzt, würde es auch auf diesem Gebiet zu 
einer unzeitgemäßen Rechtszersplitterung und da:.. 
mit zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit kom'." 
men. 

Ich frage daher den Herrn Ministerpräsidenten, 
Qb er auf der Sitzung der Ministerpräsidenten in 
Bonn am 5. Juli 1968 energisch für eine bundes­
einheitlicl:).e Akademie- oder Fachhochschulgesetz­
gebung eingetreten ist . 

(Abg. Drexler: Jeden Tag anders!) 

Präsident Hanauer: Die Frage wird vom· Herrn.' -: 
Ministerpräsidenten beantwortet. 

Ministerpräsident Dr. Goppel: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Weder in der Kultus­
ministerkonferenz noch in der Ministerpräsidenten­
konferenz bestanden Meinungsverschiedenheiten 
über die Notwendigkeit der Anerkennung des Ab­
schlusses der deutschen Ingenieurschulen im Rah'." 
men der Niederlassungsfreiheit in der EWG und 
über die deshalb erforderliche, in den Grundsätzen 
bundeseinheitliche Gestaltung der Ausbildung. 

Präsident Hanauer: Nächster Fragesteller iSt d~r 
Herr Abgeor(:lnete Leupold. Ich erteile ihm als 
letztem Fragesteller das Wort. 

Leupold (NPD): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Es wird verlautbart; 
daß die Bundesregierung eine sogenannte L ob J;> y -
1 ist e erstellt haben soll. 

Ich frage die Bayerische Staatsregierung, ob sie. 
zutreffendenfalls sich der Bundesregierung anzu-; 
schließen gedenkt. 

Präsident Hanauer: Die letzte Anfrage beantwor­
tet der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Dr. Goppel: Herr Präsident, 
Hohes Haus! Ich darf auf die Frage des Herrn Kol.::. 
legen Leupold wie folgt antworten; · 
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Die Fraktionen der CDU/CSU und der SPD ha­
ben im Deutschen Bundestag am 25. Mai 1968 einen 
Initiativantrag auf Änderung der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages eingebracht. Nach die­
sem Initiativantrag soll eine Anhörung von Inter­
essenvertretern zur Voraussetzung haben, daß sich 
die von ihnen vertretenen Verbände in eine beim 
Präsidenten des Bundestages geführte öffentliche 
Liste eingetragen haben. Der Deutsche Bundestag 
hat den Initiativantrag vor der Sommerpause nicht 
mehr behandelt. 

Ob eine entsprechende Regelung in Bayern einge­
führt werden soll, ist nicht Sache der Staatsregie­
rung, wäre vielmehr Sache des Hohen Hauses. 

Präsident Hanauer: Die Fragestunde ist geschlos­
sen. Es folgen erste Lesungen. Zunächst: Erste 
Lesung zum 

Entwurf eines Schulpflichtgesetzes (SchPG) 
- Beilage 1129 -

Es handelt sich um eine Regierungsvorlage. Wird 
der Gesetzentwurf von der Staatsregierung be­
gründet? - Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache. - Keine Wortmel­
dungen. Die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage 
=-ich~vol", diesen Gesetzentwurf an den_ Ausschuß für -

kulturpolitische Fragen, den Ausschuß für Staats­
haushalt und Finanzfragen und den Ausschuß für 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen zu 
überweisen. - Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 2 b der Tagesordnung: Er -
ste Lesung zum 

Antrag der Abgeordneten Gabert, Hoch­
leitner, Schneider und Fraktion betref­
fend Gesetz über die Akademien in Bay-

ern (Beilage 1146) 

Wird dieser Gesetzentwurf begründet? - Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine Aus -
s p r a c h e. - Keine Wortmeldungen. Die allge­
meine Aussprache ist geschlossen. 

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage 
ich vor, den Antrag dem Ausschuß für kulturpo­
litische Fragen, dem Ausschuß für Staatshaushalt 
und Finanzfragen und dem Ausschuß für Verfas­
sungs-, Rechts- und Kommunalfragen zu über­
weisen. - Es ist so beschlossen. 

Ich darf Sie bitten, nunmehr den vorhin schon 
leicht angeritzten Tagesordnungspunkt Nr. 1 der 
Nachtragstagesordnung ebenfalls zur Erledigung 
bringen zu dürfen. - Das Hohe Haus ist damit 
einverstanden. Dann rufe ich auf: Er s t e L e -
sung zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Ausbildung für das 

Lehramt an Volksschulen (Beilage 1197) 

Eine Begründung ist nicht ,;orgesehen. Ich er­
öffne die allgemeine A u s s p r ach e. - Keine 
Wortmeldungen. Ich schließe die Aussprache. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus­
schuß für kulturpolitische Fragen und dem Aus­
schuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen zu überweisen. - Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 1 b der Nachtragstagesord-
nung: Erste Lesung zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Anwen­
dung unmittelbaren Zwanges durch Be­
dienstete der Justizvollzugsanstalten (Bei-

lage 1198) 

Es handelt sich um eine Regierungsvorlage. Eine 
Begründung durch die Staatsregierung erfolgt 
nicht. Ich eröffne die allgemeine A u s s p r a c h e. 
- Keine Wortmeldungen. Die allgemeine Aus­
sprache ist geschlossen. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus­
schuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen zu überweisen. - So beschlossen. 

Der Punkt 1 c ist bereits vorhin vorgezogen 
und erledigt worden. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Haupttagesordnung: 

Neuwahl~-~ be:mfs:richterlicb.er~~=Mitglieder. _ .. 
des Verfassungsgerichtshofs 

Der Herr Ministerpräsident teilt mit Schreiben 
vom 1. Juli 1968 mit, daß Langerichtspräsident 
Karl Dem 1, Traunstein, infolge Eintritts in den 
Ruhestand mit Ablauf des Monats August 1968 
aus dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof aus­
scheidet. 

Die gegenüber den Vorjahren erheblich ange­
stiegene Geschäftslast macht es' erforderlich, daß 
nach dem Ausscheiden von Landgerichtspräsident 
Deml zwei neue berufsrichterliche Mitglieder ge­
wählt werden. Im Einvernehmen mit dem Präsi­
denten des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
schlägt der Herr Ministerpräsident zur Wahl vor 

den Vizepräsidenten des Oberlandesgerichts 
München, Karl R e 1! n er , und 

den Vizepräsidenten des Landgerichts München 
I, Heinrich B a r t h. 

Das Schreiben des Herrn Ministerpräsidenten wur­
de den Mitgliedern des Hohen Hauses zugestellt. 

Ich ·schlage vor, diese Wahl in einfacher Form 
vorzunehmen. -- Das Hohe Haus ist damit einver­
standen. 

Die Fraktion der NPD bittet, die Wahl der bei­
den Herren in getrennten Wahlgängen durchzu­
führen. Ich werde dementsprechend zunächst die 
Frage stellen: Wer der Wahl des Herrn Vizeprä­
sidenten Karl Re,nner zum berufsrichterlichen Mit­
glied des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs die 
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom 
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Platz zu erheben. - Ich stelle Einstimmigkeit fest. 
Vorsorglich frage ich nach Gegenstimmen. -
Stimmenthaltungen? - Keine. 

Wer der Wahl des Herrn Vizepräsidenten Hein­
rich Barth zum berufsrichterlichen Mitglied des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs die Zustim­
mung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. - Danke. Gegenstimmen? - Keine. 
Stimmenthaltungen? - Die Fraktion der NPD 
enthält sich der Stimme. 

Damit sind die beiden Herren mit der erforder­
lichen Mehrheit als berufsrichterliche Mitglieder 
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs gewählt. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Schreiben des Verfassungsgerichtshofs be­
treffend Antrag der Brüder Anton und 
Theodor Hassloch in Bad Kissingen auf 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des Artikels 67 Absatz 3 Satz 8 des Baye­
rischen Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) vom 11. Juli 1958 (GVBI. 

s. 147) 

Über die Beratungen des Ausschusses für Ver­
fassungs-, Rechts- und Kommunalfragen (Beilage 
1126) berichtet der Herr Abgeordnete Diethei. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Diethei (CSU), Bericht e r statte r : Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß hat die Angelegenheit in seiner 45. Sitzung 
am 12. Juni 1968 beraten. Berichterstatter war 
ich, Mitberichterstatter Herr Kollege Heiden. 

Die Kläger Anton und Theodor Hassloch bean,­
tragen mit ihrer Popularklage die Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit des Artikels 67 Absatz 
3 Satz 8 des Bayerischen Straßen- und Wegege­
setzes. Dieser Satz 8 bestimmt, daß die Verwal­
tungsgerichte auch über bürgerlich-rechtliche Fra­
gen unter Ausschluß des Rechtsweges vor den 
ordentlichen Gerichten entscheiden. 

Als B e r i c h t e r s t a t t e r führte ich dazu 
aus, daß der Klage die Eintragung von Privat­
grundstücken der Kläger durch die Stadt Bad 
Kissingen als Eigentümerweg in das Bestandsver­
zeichnis v01:ausgegangen sei. Die Kläger behaup­
ten, das Bayerische Straßen- und Wegegesetz ma­
che das Verwaltungsgericht zu einem Ausnahme­
gericht, das die bürgerlich-rechtlichen Fragen un­
ter Ausschluß der ordentlichen Gerichte entschei­
den lasse. Damit könnten nach Auffassung der 
Kläger faktisch rechtskräftige Urteile ordentlicher 
Gerichte übergangen werden. 

Ich führte als Berichterstatter dazu aus, Artikel 
67 Absatz 3 Satz 8 des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes begründe die ausschließliche Zu­
ständigkeit der Verwaltungsgerichte für die Ent­
scheidung bürgerlich-rechtlicher Vorfragen nur in 

Verfahren über die Rechtmäßigkeit der Anlegung 
von Bestandsverzeichnissen. 

Eine solche Ausweitung der Kompetenz der 
Verwaltungsgerichte sei nach § 13 des Gerichts­
verfassungsgesetzes möglich, d. h. insbesondere mit 
Bundesrecht vereinbar. Das Grundgesetz könne 
nicht Prüfungsmaßstab einer Popularklage nach 
Artikel 98 Satz 4 der Bayerischen Verfassung sein. 
Die Rechtslage gebiete nicht die Zuweisung be­
stimmter Streitigkeiten an bestimmte Gerichte, 
sondern erkläre in Artikel 19 Absatz 4 des Grund­
gesetzes die ordentlichen Gerichte nur für hilfs­
weise zuständig, wenn kein anderer Rechtsweg ge­
geben sei. Eine verfassungsrechtlich begründete 
Zuständigkeit ordentlicher Gerichte für alle Strei­
tigkeiten zivilrechtlichen Inhalts bestehe nicht. Die 
Verletzung einer solchen Zuständigkeit, womit die 
Popularkläger die Verletzung des Gleichheits­
grundsatzes des Artikels 118 BV begründen wol­
len, sei daher ausgeschlossen. Die verwaltungs­
gerichtliche Zuständigkeit nach Artikel 67 Absatz 
3 des Straßen- und Wegegesetzes sei durch ' Ge­
setz im allgemeinen für alle Bestandsverzeichnisse 
begründet worden. Die Verwaltungsgerichte seien 
für diesen Bereich gesetzlicher Richter im Sinne 
der Bayerischen Verfassung. Da von der Regelung 
des Artikels 67 Absatz 3 alle Fälle in Bayern er­
faßt werden, se!ien die Verwaltungsgerichte auch 
keine Ausnahmegerichte. Die Ansicht der Antrag­
steller, daß die Verwaltungsgerichte ausschließ­
lich verwaltungsgerichtliche Streitigkeiten ent­
scheiden dürften, finde weder im Wortlaut des 
Gesetzes noch anderweitig eine Stütze. Der Be­
schluß des Ausschusses lautet: 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfah­
ren. 

II. Es wird Abweisung der Popularklage be­
antragt. 

III. Auf mündliche Verhandlung wird verzichtet. 

IV. Als Vertreter des Landtags wird ·Abgeord­
neter Diethei bestimmt. 

Präsident Hanauer: Wir kommen zur Ab s tim -
m u n g. Die Formulierung des Beschlusses - Sie 
finden ihn auf Beilage 1126 - ist Ihnen bekannt­
gegeben worden. Wer dem beitreten will,. den 
bitte ich um ein Handze!ichen. - Gegenstimmen? 
- Stimmenthaltungen? - Es ist einstimmig so 
beschlossen. 

Auf Bitte des Vorsitzenden des Eingaben -
und B e s c h w e r d e a u s s c h u s s e s teile ich 
mit, daß dieser Ausschuß für morgen, Mittwoch, 
14 Uhr, im Saal III eine Sitzung anberaumt hat. 

Ich rufe dann auf Punkt 5 der Tagesordnung: 
Zweite Lesung zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Zustän­
digkeit zur Ausführung von Verordnun­
gen der Europäischen Gemeinschaften 

(Beilage 935) 
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Hierzu 'stelle ich fest, daß in' der Plenarsitzung 
·vom 18. Juni 1968 die Berichterstattung sowohl 
über die Verhandlungen des Ausschusses .,für Wirt-· 
schaft und Verkehr als auch für den Ausscliuß fur 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen schon 
erfolgt ist. Auf Grund der vom Kollegen Dr. 
Hoegner angemeldeten verfassungsrechtlichen Be­
denken wurde der Gesetzentwul?f zur nochmaligen • 
Überprüfung· an den Rechtsausschuß zurückver­
wiesen. Über das Ergebnis dieser . weliteren Be-' ' 
ratung ert.eile - ich dem Herrn Abgeordneten 
Schmiti; Philipp das Wort zur Berichterstattung 
(Beilagen 1087, 1192). · 

· Schmitt, (CS~), B er ich t erst 'a t t er :, Herr Prä­
sident,- Hohes Haus! Der Entwurf dieses Gesetzes 
wurde auf Grund. der Bede:n,k~n des Minis"terj:>rä- , 
sidenterr a. b. Dr. Hoegner zur neuerlichen Be-· 
handlung an den 'Ausschuß :für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen verwiesen. In der 
47. Sitzung befaßte sich der Ausschuß erneut mit 
den v'orgetragenen. Bedenke.n. 

Der Vertreter des Wirtschaftsministeriumsi Mi­
nistel'.1ialrat ·Dr. Web er, begründete den Regie- . 
rungsentwurf nach' seiner- rechtlichen Seite. Er · 
führte aus, nach dem Entwurf ermächtige der Ge-

. · setzg'eber die Staatsregierung, durch .R~chtsver­
. Ordnung die zur Ausfüprung von Verordnungen 

_ -~ _ ,_der ];uropi:j.iscliel) Gemeinschaft _zuständigen Be­
--- --- - --'J:iörden zu -b-estimmeri. · Diese Fassung finde im 

'' 

Kommentar zur Bayerischen Verfassung von 'Na-
wiasky-Leusser-Schweiger-Zacher eine Stütze. Dar-

, über hinaus seien im Zuge des Gesetzgebungsver­
fahrens sämtUche Ministerien angeschrlieben wor­
den, und keines habe derartige Bedenken· erhoben:; 
kein einziges habe die vom AbgeordJ:?.eten Dr. 
Hoegn~~ ang;sprochene Frage erörtert. 

In der Ahsschußsitzung kam ferner zum Aus­
qruck,. daß i~ ·Fall einer anderen Auslegung des 

. Artikels 77 Absatz 1 Satz 1 der Bayerischen Ver­
fassung vermutlich im kommenden Jahr alle 2 pis 
3 Monate aus rein formellen Gründen ein neues 
Gesetz auf den Tisch gelegt werden müßt~,- . 

'Im Hinblick auf die Darlegungen des Regiie­
rungsvertreters ha·t der Ausschuß. bei d.er neuer­
lichen Abstimmung mit 11:6 Stimmen bei 1 Stimm­
enthaltung an dem zuerst .gefaßten Beschluß des 
Ausschusses festgehalten. Ich bitte, dem !Jeizu-
treten; 

Präsident Hanauer: Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. Däs Wort hat der Herr Abgeordnete . 
Dr. Hoegner. 

· Dr. Hoegner (SPD): Herr Präsident, meine Da- · 
men und. Herren! Zur . Rechtfertligung meines 
Standpunkts darf auch ich micli auf den neuestep. 
Kommentar zur Bayerischen Verfassung berufen, 
der leider nur zur Hälfte erschienen ist. Unter der 
Anmerkung 7 zum Artikel 55 steht dort folgendes: 
„Die Exekutive kann also nicht etwa durch· Ver­
ordnung generelle ZuständigkeitsregelU:ngen tref-

fen, dlfo • ih:rer Natur; nach Reclitssatzcharakter ha­
ben und in Artikel 77 Absatz 1 Satz 1 der BV -
nach _dem erklärten: Willen des Verfassungsgebers 
entsprechend, behandelt werden müssen." Weiter 
heißt· es dort: „Eiiie Rechtsverordnung ·. komi:nt ' 
nicht ih Betracht." An anderer Stelle ist auf mein 

. Lehrbuch zur Bayerischen Verfassung verwiesen; 
auf Seite 115. Ich halte also die Rechtslage nach 
wie vor zumindest für zweifelhaft. ich werde mich 
bei der Abstimmung der Stimme enthalten, weil· 
ich die praktischen Gründe, die für dlie von der 
Staatsregierung vorgesehlagene Regel1.mg spre-
chen, nicht verkenne. · 

Präsident Hanauer: Weitere Wo~trheldungen? -:-
, Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Dam1t 

schließe ich dlie allgemeine Aussprache. Wir' tl'eten 
gemäß § 60 Absatz 3 der Geschäftsordnung in die 
E i n z e 1 b e r a t u n g ein. .Der A b s t im m 1,i n g, · 
liegt die Regierungsvorlage auf Beilage 935 zu.'. 
grunde, ferner die Beschlüsse der Ausschüsse für 
Wlirtschaft und Verkehr und für Verfassungs-; 
Rechts- und Kommunalfragen, auf den Beilagen 
1067, 1087, 1192. Es wird die unveränderte An­
nahme des 'Gesetzentwurfs empfohlen. 

,Ich rufe ,auf den Art i k e 1 1. Er blieb unver­
ändert. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich 
urn ein Handzeichen. - Ich b\itte um die Gegen- . 
probe. ~ Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? -
Bei einer größeren Zahl von Stimmenthaltungen 
aus deh Reihen der Fraktion der SPD a:ngenom.- · 
men. 

Ich .rufe auf A r t i k e 1 2, nach dem dieses Ge­
setz mit Wirkung vom 1. Aprtll 1967 in Kraft tritt. 
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - lch bitte um die Gegenprobe. -
Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? - Beli 

· wiedt;!rum einer größeren Zahl von Stimment­
haltungen aus den Reihen der SPD mit Mehrheit 
angenommen. Damit ist die Einzelabstimmung ab­
geschlossen. Das Gesetz hat den '.I'itel: 

Gesetz über die. Zuständigkeit zur Aus­
führung von Verordnungen der Europä­

ischen Gemeinschaften. 

Ich schlage· <;lern Ho,hen Ha5is "IZOr, di~ dritte 
L e s u n g unmittelbar anzuschlli.eßen. Das Hohe 
Haus ist damit einverstanden. ich eröffne die all­
gemeine Aussprache. - Keine Wortmel-

.. dungen. Die allgemeine Aussprache ist geschlossen„ · 
Ich eröffne die E i n i e 1 b e r a t u n g. Auch dazu 
liegt eine Wortmeldung nicht vor. Wir kommen 
zur Abs tim m u n g in der dritten Lesung. Ihr · 
liegen die Beschlüsse der Zweiten Lesung' ·zu­
grunde. Ich' rufe auf Artikel 1 - 1 Artikel 2 -. 

Wir kommen. zur S c h 1 u ß a b s t i m ril u n g 
über das ganze Ge'setz. Ich 'schlage dem Hohen 
Hause vor; sie unmittelbar folgen zu lassen. -
Damit besteht EinverständniS. Ich schlage weiter­
hin vor, sie in einfacher Form durchzuführ-en -'-­
Das Hohe Haus ist auch damit einverstanden. 

Wer dem Gesetz zustimmen will, den bitte ich, 
sich vom Platz zu. erheben. -:- Danke. Wer stimmt 
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gegen das Gesetz? ----'--- Niiemand. Wer enthält sich 
der Stimme? - Bei 18 Stimmenthaltungen in den 
Reihen der SPD mit Mehrheit angenommen. Das 
Gesetz hat den Titel: 

Gesetz über die Zuständigkeit zur· Aus­
führung von Verordnungen der Europäi­

schen Gemeinschaften. 

Punkt 6: Z w e lit e L e s u n g zum 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Neu­
regelung des Bayerischen Besoldungs­
rechts (Erstes Bayerisches Be,soldungsneu'-

regelungsgesetz) - Beilage 1027 

Es berichtet zunächst über die Beratungen des 
Ausschusses für Fragen des Beamtenrechts und 
der Besoldung (Beilage 1181) der Herr Abgeordne­
_te Wagner. Ich erteile ihm das Wort. 

Wagner (CSU), Berichterstatter : Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß für Fragen des Beamtenrechts und der Be­
soldung hat den Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Neuregelung des Bayerischen Besoldungsrechts, 
abgedruckt a,uf Beilage 1027, in seiner 21. mit 24. 
Sitzung vom i8. und 29. Mai )md 11. und 18. Juni 
beraten. Mitberichterstatter war der Herr Kollege 
Ruttmann, die Berichterstattung oblag mir. 

Meine sehr--verehrten Damen und Herren! ·wenn 
icl)_ die vielen Einzelberatungen genau darstellen 
wollte, würde es zu weit führen. Daher bitte ich 
um Ihr Verständnis, wenn ich nur in einer kurzen 
Übe r s c hau über die Beratungen des Ausschus­
ses berichte. 

In der Generalaussprache, bei der auch Herr 
Staatssekretär Jaumann anwesend war, wurde 
darauf hingewiesen, daß dieses Erste Bayerische 
Besoldungsneuregelungsgesetz in Anlehnung an das 
Erste Neuregelungsgesetz des Bundes notwendig 
geworden sei. Deswegen seien keine strukturellen 
Maßnahmen vorgesehen, kleine Korrekturen seien 
aber angebracht, ebenso lineare Maßnahmen. 
Bayern habe vor drei Jahren manches vorweg­
genommen, was der Bund erst jetzt neu regle. Das 
Fortschrittliche dieses Entwurfes seien die Verein­
heitlichung des Besoldungsdienstalters unter Zu­
grundelegung des 21. Lebensjahres, der Wegfall 
der Kürzung des Besoldungsdienstalters bei der 
zweiten Beförderung, der Neuschnitt der Grund-

- gehaltstabelle, neue Spitzenämter für die Regel­
laufbahn des einfachen, mittleren und gehobenen 
Dienstes, also volle Verzahnung, einheitliches Sy­
stem für die Gewährung von Zulagen und Zuwen­
dungen und Verbesserung der Richterbesoldung. 

Der Mit b er ich t erstatte r verwies darauf, 
daß die Beratungen unter einem gewissen Zeit­
druck stünden. Er anerkannte die bessere Behand­
lung der Versorgungsempfänger und verlangte, daß 
die Bewegungsfreiheit der Gemeinden nicht erheb­
lich eingeschränkt werden dürfe. In dem Termin 
des Inkrafttretens des Gesetzes zum 1. Juli 1968 
sah er eine Benachteiligung der bayerischen Be­
amten. 

Im Lal!-_fe der Beratungen erfolgten 22 Ä n d e - · 
r u n g e n durCh den Ausschuß. In dieser Zahl sind 
die daraus folgenden redaktionellen Änderungen 
nicht enthalten. Die Änderungen betreffen u. a. die 
Streichung der Nr. 9 des Artikels 1, das heißt, die 
Bindung der Gemeinden an den staatlichen Stellen­
schlüssel fällt weg, Zulagen für alle Polizeibeamten 
von A 1 bis 15, Zulagen für alle Beamten des_ 
Strafvollzugs, Zulagen für die Beamten des mitt­
leren Dienstes im Pflegedienst, Einfügun·g cler So­
zialoberamtmänner in A 12, Zulagen für Heimleiter 
und Heimerzieher, höhere Eingangsgruppe für die. 
Flußmeister in A 7, höhere Eingangsgruppe für die· 
Gerichtsvollzieher in A 8, Konrektoren an Volks­
schulen mit mindestens 12 Klassen nach A 12, hö­
here Einstufung der Rektoren als Leiter von Volks­
schulen mit mindestens 7 Klassen in A 13, Zulagen 
für Realschulkonrektoren in A 13 und Rektoren als 
Leiter von Sonderschulen mit mindestens 5 Klas­
sen in A 13, höhere Einstufung der Oberamtsrichter 
bei Amtsgerichten ab 3 richterlichen Planstellen, 
höhere Einstufung der Fachberaterinnen und Fach-_­
berater bei den Schulabteilungen der Regien,mgen 
in A 12 bzw. 13 und Beibehaltung der großen Zu­
lage in Höhe von ·162 DM. Die Frage der Richter­
besoldung wurde auf einen späteren Zeitpunkt zU-
rückgestellt. . . 

Gegen Ende der Beratungen wurde von der 
Staatsregierung die neue Gehaltstabelle, die eine -
vierprozentige Erhöhung vorsieht, nachgereicht, der , . 
der Ausschuß einstimmig zustimmte und die eben-, " 
so wie das Erste Bayerische Besoldungsneurege-
lung,sgesetz zum 1. Juli in Kraft treten soll. _ . 

In der Ein z e 1 b er a tun g , an der sich neben 
zahlreichen Kollegen der CSU und der SPD auch 
mehrere Regierungsvertreter der yerschiedenen Mi- · 
nisterien beteiligten, wurden die Artikel 2 mit 8 
einstimmig angenommen, während bei der Bera.., · 
tung des Artikels 1 die Nummern 1 mit Ud ein­
stimmig angenommen wurden, aber bei d_er Bera­
tung der Nr. 11 e mehrere Anträge der SPD a,b-.: 
gelehnt, einige allerdings auch angenommen wur-. 
den. Diese Anträge betreffen vor allem die An­
hebung der Eingangsstufen der Straßenmeister nach 
A 8, die Ausdehnung der Technikerzulage für 
Gartenbautechniker und LandwirtsChaftstechniker; 
die Beförderungsmöglichkeit fÜr Fachoberlehrer 
nach A 11, die strukturelle Überleitung der Ober­
lehrer von A 11 nach A 12 wie insbesondere irp.- · 
Bereich der Lehrerbesoldung mehrere Anträge ge-_ 
stellt worden sind. Anträge auf Zulagen wurden 
zum Teil abgelehnt, zum Teil angenommen. Ab­
gelehnt wurde auch der Antrag der SPD, das Ge­
setz zum 1. Januar 1968 in Kraft treten zu lassen. 

Mein:e sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
habe mich bemüht, diese vielschichtige Materie ·in 
Kürze vorzutragen. Ich danke für Ihre Aufmerk-'.-. 
samkeit und bitte um Ihre Entscheidung. 

Präsident Hanauer: Herr Kollege Wagner, mei-. · 
nen besonderen Dank für die kurze, konzentrierte 
und erschöpfende Berichterstattung! 

(Beifall) 
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Ich erteile dann das Wort zur Berichterstattung 
über die Beratungen im Ausschuß für den Staats­
haushalt und Finanzfragen (Beilage 1181) dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Weiß. 

Dr. Weiß (CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß für den Staatshaushalt und Finanzfragen 
beriet in seiner 48. Sitzung vom 27. Juni den Ent­
wurf eines Ersten Gesetzes zur Neuregelung des 
Bayerischen Besoldungsrechts. Mitberichterstatter 
war Kollege Kuhbandner, Berichterstatter ich 
selbst. 

Wie Sie aus der Beilage 1181 ersehen können, 
stimmte der Ausschuß im wesentlichen dem Regie­
rungsentwurf und den vom Ausschuß für Fragen 
des Beamtenrechts und der Besoldung beschlosse­
nen Änderungen zu. Er schlägt lediglich folgende 
Änderungen vor: 

1. Auf Seite 8 der Beilage 1181 soll Ziffer 10 zu 
Artikel 22 folgenden Wortlaut erhalten: „Lehrer 
an Gymnasien mit Heim erhalten. eine widerruf­
liche, nicht ruhegehaltsfähige Stellenzulage von 
90 DM, wenn sie überwiegend mit der Betreuung 
der Heimschüler befaßt sind." 

2. Auf Seite 11.der Beilage 1181 zur Besoldungs­
gruppe A 12 sind hinter„ Konrektoren an Volks-

===Sclmlen=.=•·:i=<lie=Wor=te=,,mitmindestens=12=Klassen:~ 
zu streichen und das Fußnotenzeichen „0)" anzu­
fügen; als neue Fußnote ist einzufügen: „9)" Nach 
Maßgabe des Haushalts". 

3. In Besoldungsgruppe A 12 sollen eingefügt 
werden „Konrektoren an Sonderschulen2) 6)", hin­
ter „Rektoren als Leiter von Volksschulen mit min­
destens 7 Klassen" der Zusatz „soweit nicht in Be­
soldungsgruppe A 13", als neue Fußnote 6: „Nach 
Maßgabe des Haushalts". 

4. Auf Seite 12 der Beilage 1181 zur Besoldungs­
.gruppe A 13 ist an Stelle von „Rektoren als Lei­
ter ... 7 Klassen" einzufügen: „Rektoren als Leiter 
groß·er Volksschulen" mit Fußnotenzeichen 15. Das 
Fußnotenzeichen „3" bei „Realschulkonrektoren" ist 
zu streichen. Bei „Rektoren als Leiter von Sonder­
schulen ... " ist das Fußnotenzeichen 4 durch 16 zu 
ersetzen. Als :n,eue Fußnoten sind einzufügen: 

„1ö) Nach Maßgabe des Haushalts. 

1s) Erhalten nach Maßgabe des Haushalts eine 
unwiderrufliche, ruhegehaltsfähige Stellen­
zulage von 105,80 DM." 

5. Auf Seite 13 der Beilage 1181 sind zur Besol­
dungsgruppe A 14 bei „Studiendirektoren" in der 
letzten Zeile die Worte „bis zu 6 Klassen" zu strei­
chen.· 

Entsprechend diesen Änderungsbeschlüssen, 
meine Damen und Herren, wären bei ihrer An­
nahme durch das Hohe Haus auf der Anlage III die 
auf Seite 27 der Beilage ersichtlichen Korrekturen 
dann durchzuführen. 

Ein Antrag des Mitberichterstatters, 
als Tag des Inkrafttretens bereits den 1. Januar 
1968 festzulegen, verfiel bei 5 Gegenstimmen und 
3 Enthaltungen der Ablehnung. Der Gesetzentwurf 
selbst wurde unter Berücksichtigung der getroffe­
nen Änderungen vom Ausschuß bei Stimmenthal­
tung der Mitglieder der SPD mit Mehrheit an­
genommen. Ich bitte um Ihre entsprechende Be­
schlußfassung. 

Präsident Hanauer: Ich danke dem Herrn Kol­
legen Dr. Weiß und bitte den Herrn Kollegen Kiesl 
um Berichterstattung über die Beratungen des Aus­
schusses für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen. 

Kiest (CSU), B er ich t erst a t t er : Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Der Auschuß 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat 
sich in seiner Sitzung vom 2. Juli 1968 mit dem 
Entwurf des Ersten Gesetzes zur Neuregelung des 
Bayerischen Besoldungsrechts befaßt. Der Beratung 
lagen auch zugrunde die Beschlüsse des Beamten­
rechts- und Besoldungsausschusses vom 18. Juni 
1968 und des Ausschusses für den Staatshaushalt und 
Finanzfragen vom 27. Juni 1968. Der Ausschuß für 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat 
ausschließlich eine rechtliche Würdigung des Ent­
wurfs vorgenommen. Gegen den Regierungsvor­
schlag wurden rechtliche Bedenken nicht erhoben. 

.... Gegen~die.o.Beschlüsse.~des.=-Beamtenl."eehts-·~und 
Besoldungsausschusses und des Ausschusses für den 
Staatshaushalt und Finanzfragen wurden keine 
rechtlichen Bedenken erhoben mit Ausnahme bei 
Art. 1 Nr. 11 Buchst. e, und zwar dies insoweit, als 
die beiden Ausschüsse die Rektoren von Volks­
schulen nach A 13 und die Rektoren von Sonder­
schulen nach A 13 mit Zulage übernommen hatten. 
Zu diesem Punkt hat der Ausschuß für Verfas­
sungs-, Rechts- und Kommunalfragen rechtliche Be­
denken erhoben, und ich bitte das Hohe Haus, die­
sen Beschlüssen beizutreten. 

Präsident Hanauer: Ich danke auch dem Herrn 
Kollegen Kiesl für die Berichterstattung. Wir kön­
nen uns nun allmählich in die Details begeben. 

Zunächst eröffne ich aber die a 11 gemein e 
A u s s p r a c h e und gebe das Wort dem Herrn 
Staatssekretär im Finanzministerium. 

Staatssekretär Jaumann: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Bei der großen 
besoldungspolitischen und haushaltspolitischen Be­
deutung dieser Gesetzesvorlage ist es wohl ange­
bracht, daß ein Vertreter der Staatsregierung kurz 
einige Anmerkungen zu diesem Gesetzentwurf 
macht. Wir wollen mit diesem Ersten bayerischen 
Besoldungsneuregelungsgesetz den Vorstellungen 
des Bundes 'weitestgehend folgen. Der Bund hat 
nach dem Auseinanderfallen der Besoldung in den 
letzten Jahren nunmehr den ernstlichen Versuch 
unternommen, das Besoldungsrecht in Bund und 
Ländern in einheitliche Bahnen zu lenken. Es geht 
bei dieser Vorlage jetzt im wesentlichen darum, das 
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bayerische Besoldungsrecht an das des Bundes in 
der ersten Phase der Neuregelung anzupassen. 
Diese Anpassung beinhaltet im wesentlichen die 
Neuordnung. des Besoldungsdienstalters, d. h. des­
sen einheitliche Festsetzung auf das 21. Lebens­
jahr, .und den Wegfall der sonst üblichen Kürzun­
gen. Daneben steht nicht weniger gewichtig die 
sog. volle Verzahnung. Sie wissen ja, daß wir in 
Bayern bereits vor drei Jahren neue Spitzenbeför­
derungsämter geschaffen haben, die mit einer Zu­
lage von bis zu 75 Prozent des Abstands zur nächst­
höheren Besoldungsgruppe ausgestattet waren. 
Nunmehr soll also dem Bund in Form der vollen 
Verzahnung gefolgt werden. Weitere Einzelheiten 
brauche ich hier an dieser Stelle nicht mehr wie­
derzugeben. Wir haben sie in der Begründung zu 
dieser Vorlage zusammenfassend zusammengestellt. 
Außerdem haben ja die .Herren Berichterstatter da­
zu ausführlich Stellung genommen. 

Das zweite vornehmliche Ziel des Gesetzentwurfs 
ist eine lineare Anhebung der Gehälter. Diese An~ 
hebung dient auf der einen Seite der Anpassung 

. der Beamtenbesoldung an die veränderten finan­
ziellen. und wirtschaftlichen Verhältnisse; sie soll 
darüber hinaus ein kleiner Anfang sein, das Zu-· 
rückbleiben der Beamtenbesoldung hinter .den Löh­
nen . und Gehältern der freien Wirtschaft auszu­
gleichen. 

Ich darf ein paar Anmerkungen zu den haus­
. haltsmäßigen Auswirkungen dieser Vorlage ma­
chen. Wir hatten im Haushalt 1968 ursprünglich für 
die Verbesserung der Gehälter und Löhne insge-

. samt 45· Millionen· DM eingesetzt. Wir haben dann 
vor Verabschiedung des Haushalts, gewissermaßen 
im letzten Zuge, als zu übersehen war, welche Kon­
sequenzen sich vom Bunde her abzeichnen,· wei­
tere 40 Millionen DM nachgeschoben, um die sei­
nerzeit zu erwartende lineare Erhöhung der Grund­
gehälter haushaltsmäßig abzudecken. 

Es wird hier nicht nur in diesem Hause, sondern 
vor allen Dingen. auch außerhalb des Hauses eine 
gewisse Kontroverse ausgetragen; deswegen darf 
ich ganz kurz, auch um nicht unnötigerweise Miß­
verständnisse zwischen der Beamtenschaft und dem 
Freistaat Bayern aufkommen zu. lasse:n, einige 
klarstellende Bemerkungen machen. 

Als sichtbar war, wie sich die Entwicklung beim 
Bund gestaltet, hat die Staatsregierung frühzeitig, 
nämlich bereits im Februar dieses Jahres in einer 
eigenen Beschlußfassung und Verlautbarung klar­
gestellt, daß sie das Erste Neuregelungsgesetz zum 
1. Juli, zugleich aber verbunden mit einer linearen 
Anhebung für alle Beamten ebenfalls zum 1. Juli 
durchsetzen will, . wobei damals eine lineare An­
hebung um 3 Prozent in Aussicht gestellt war. Das 
hätte gekostet: 23 Millionen DM das Erste Neu­
regelungsgesetz, und zwar für ein halbes Jahr; das 
Nachschieben der Tabelle 30 bis 35 Millionen DM 
ebenfalls für ein halbes Jahr; und die Tarifab­
schlüsse im Tarifsektor vom 1. Januar 1968 an rund 
·20 Millionen DM. Nun hat sich in der Zwischen-

zeit, also seit der Einbringung der Vorlage, durch 
andere Überlegungen und Entscheidungen des Bun­
destages ergeben, daß nicht, wie zunächst vorge­
sehen, nur die Grundgehälter um 3 Prozent, son"" 
dem die Grundgehälter und der Ortszuschlag um. 
4 Prozent .heraufgesetzt werden. Dies erfordert 
neben den Mitteln, die im Haushalt ausdrückLich 
vorgesehen sind, noch weitere 10. Millionen DM. 
Bei dem Gesamtkomplex der Personalausgaben, der 
ja leider schon in einer Größenordnung von über 
3 Milliarden DM ·bei uns im Haushalt steht - es 
sind genau 3,25 Milliarden DM -, sind wir der 
Meinung, daß diese 10 Millionen DM im Vollzug . 
aufgefangen werden können. Ich möchte Sie also 
bitten, obwohl diese zusätzlich benötigten 10 Mil­
lionen DM nicht im Einzelplan 13 ausdrücklich 
veranschlagt sind, dem Gesetzentwurf hinsichtlich 
der linearen Erhöhung um 4 Prozent zum 1. JuF 
1968 zuzustimmen. 

Nun noch ein Wort zu dem Vorwurf, der da und 
dort erhoben wird, daß rnit dieser verspäteten In­
kraftsetzung der strukturellen Verbesserungen dei; ' 
Ersten Neuregelungsgesetzes eine gewisse Benach­
teiligung der bayerischen Beamtenschaft vorhan­
den sei. Zunächst trifft es ja mit Sicherheit nicht 
die bayerische Beamtenschaft insgesamt, sondern 
nur den Teil, der vöm Ersten Neuregelungsge_setz. 
erfaßt wird und im Ersten Neuregelungsgesetz ins,.. 
besondere den Teil, der in die Vergünstigung der 
Neuordnung des Besoldungsdienstalters kommt. 

Aber als Gegengründe darf ich vielleicht doch 
anführen: Die sog. Harmonisierungsnovelle des 
Jahres 1965 hat der bayerischen Beamtenscliaft und"· 
den Versorgungsempfängern wesentliclie Vorteile 
gebracht. Dabei darf ich erinnern an die Hebung · 
zahlreicher Ämter, an die Verbesserung der Lehrer.:: 
besoldung, die Verbesserung des Zulagewesens und 
nicht zuletzt die wesentliche V•erbesserung des Stel~ 
lenschlüssels, die seinerzeit dazu geführt hat, daß·' 
fast jeder zweite Beamte hat befördert werden 
können. Außerdem war es, wie Sie ja selbst wissen; 
noch möglich, diese Beförderungen bis zu 12 Mona­
ten rückwirkend auszusprechen. Diese. Dinge gera.: 
ten, glaube ich, zu leicht in Vergessenheit, und ich 
möchte sie hier deswegen noch einmal nennen, weil 
man mit Sicherheit den Vorwurf, die Beamten­
schaft sei insgesamt benachteiligt, auch in Zukunft ' 
da und dort hören wird. · 

In diesem Zusammenhang, meiine sehr verehr­
ten Damen und Herren, ist auch die strukturelle 
Übe,rleitung der Versorgungsempfänger zu nennen, 
mit der Bayern dem Bund um Jahre voraus ist: 
Neben dieser Verbesserung darf auch nicht über­
sehen werden, daß es - wenn auch mit vieler 
Mühe - gelungen ist, die besoldungsmäßigen Ver-;, 
schlechterungen aus dem F1inanzplanungsgesetz · 
herauszunehmen und trotz aller haushaltsmäßigen 
Schwierigkeiten entgegen dem Vorgehen anderer· 
Länder die Weihnachtszuwendung in voller Höhe 
den Beamten und Versorgungsempfängern zu er­
halten. Wenn Sie daran denken, daß in Baden­
Württemberg und in einem anderen Land die 
Weihnachtsgratifikation sehr erheblich gekürzt · 
worden ist, so hätte dies allein schon einen wesent-
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lieh höheren Betrag ausgemacht als den, der sich 
ergeben würde, wenn wir das Erste Neuregelungs­
gesetz zum 1. Januar 1968 in Kraft setzen würden. 

Wird also aus dieser Sicht heraus die Frage des 
Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzentwurfs be­
trachtet, so glaube ich, daß der gesamten Beamten­
schaft am meisten damit gedient ist, daß wir die 
vom Bund vorgenommene lineare Erhöhung der 
Grundgehälter und Ortszuschläge um 4 Prozent 
zum gleichen Zeitpunkt durch.führen und nicht 
verschieben und dabei in Kauf nehmen, daß dabei 
gew;isse strukturelle Änderungen, die nur einzelne 
Teilgruppen der Beamtenschaft betreffen, nicht 
schon ab 1. Januar 1968 vorgenommen werden. 

Ich darf zusammenfassend zu dem Gesetzent­
wurf, so, wie er Ihnen vorliegt, folgendes bemer­
ken: Hinsichtlich. des Inkrafttretens der neuen Ge­
haltstabelle und der strukturellen Veränderungen 
zum 1. Juli 1968 ist ·ein gewisses Haushaltsrisiko 
verbunden; ich habe den Mehraufwand von 10 
Millionen DM schon erwähnt. Das Gesetz erfordert 
insgesamt einen Mehraufwand für das Jahr 1968 
von 75 Millionen DM einschließlich. der Auswirkun­
gen auf die Unterhaltszuschüsse. Ab dem Jahre 
1969 sind es dann jährlich. 150 Millionen DM, weil 
sich ja die Verbesserung dann auf ein gesamtes 
Jahr auswirkt. 

====--Ber0 V0Hständigkeit~-halber möchte- -ich" -bitten; 
daß einige Änderungen, die die Ausschüsse vorge­
nommen haben, nochmals überprüft werden. Ich 
möchte gar nicht die finanzielle Seite dieser Än­
derungen in den Vordergrund schieben, vielmehr 
eine gewisse Systemwidrigkeit hervorheben, die 
durch diese Beschlüsse irgendwie doch eingetreten 
ist. Ich wäre dankbar, wenn sich das Plenum noch 
zu einigen Korrekturen entschließen könnte, dies 
nicht zuletzt deswegen, weil bekanntlich. der Bun­
destag inzwischen beschlossen hat, die Bundesre­
gierung zu beauftragen, die zweite und dritte 
Phase der Besoldungsneuregelung zusammenzu­
fassen und so rechtzeitig vorzulegen, daß sie An­
fang des Jahres 1969 in Kraft treten kann. Wir 
werden uns also ganz sich.er Ende dieses Jahr.es 
oder Anfang des nächsten Jahres mit allen struk­
turpolitisch.en Problemen des Besoldungsgefüges zu 
befassen haben, so daß man durch.aus zweckmäßi­
gerweise einige Änderungen zurückstellen könnte, 
um eine gewisse Systemwidrigkeit im Gesamtge­
füge, die durch gewisse Aussch.ußbeschlüsse in den 
Geset2ientwurf hineingekommen ist, wieder her­
auszubekommen. 

(Abg. Rummel: Glauben Sie an diesen Ter­
min? - Beifall bei der CSU) 

Präsident Hanauer: Die allgemeine Aussprache 
ist geschlossen. Wir treten in die E 1i n z e 1 b e r a -
t u n g gemäß § 60 Absatz 3 der Geschäftsordnung 
ein. Der Abstimmti.ng zugrunde liegt die Regie­
rungsvorlage auf Beilage 1027 sowie die Zusam­
menstellung mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Fragen des Beamtenrechts und der Besoldung, 
des Ausschusses für den Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen sowie des Ausschusses für Verfas­
sungs-, Rechts- und Kommunalfragen. 

Ich rufe auf den A r t i k e 1 1, der in einzelne 
Ziffern unterteilt ist und den ich zusammenfas­
send zur Abstimmung stellen darf. Die Ziffern 1, 
2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 10 sind unverändert geblie­
ben; Ziffer 9 entfällt. Wer hier die Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke. Die Gegenprobe! - Keine Gegenstimmen. 
Stimmenthaltungen? - Keine Stimmenthaltungen. 

Wir kommen zur Nr. 11; hier liegt e!i.ne Wort­
meldung des Abgeordneten Kiesl vor. 

Kiesl (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Im Namen der CSU-Fraktion beantrage 
ich die Wiederherstellung der Regierungsvorlage 
in Artikel 1 Nr. 11 Buchstabe e, und zwar - ich 
darf das im einzelnen ausführen - sollen die Rek- · 
toren an Volksschulen in der Besoldungsgruppe A 
13 wieder gestrichen werden und - ich darf das 
in Klammern hinzufügen - wieder in die Besol­
dungsgruppe A 12 a aufgenommen werden. Ferner 
soll die Fußnote zur Besoldungsgruppe A 13 ge-

. strichen werden, soweit slie die Rektoren an Son­
derschulen betrifft. Ich beantrage darüber hinaus 
die entsprechende Änderung der dazu gehörenden 
Anlagen. 

Präsident Hanauer: Ich bitte jetzt um Ihre ge­
schätzteoAufmerksamkeit,-aber~doclLmehr~ullblhre 
Mitwirkung, um bei dieser divergierenden Art der 
Aussch.ußbeschlüsse die endgültige und richtige Ge­
setzesformulierung zu erarbeiten und zu beschlie­
ßen. Ich gehe davon aus, daß ich zunächst auf die 
Änderungen in den Ausschüssen hinweise. Wo wi­
dersprechende Beschlüsse vorliegen, gehe ich von 
den Beschlüssen des Ausschusses für den Staats­
haushalt und für Finanzfragen aus. W.ir sind bei 
Nr. 11. 

Die Einleitung ist unverändert; Buchstabe a ist 
ebenfalls unverändert. Bei Buchstabe b werden 
die Worte „3 bis 9" ersetzt durch „3 bis 10". Ziffer 
3 und Ziffer 4 des Buchstaben b sind unverändert. 
In Z'iffer 5 und Ziffer 6 verweise ich auf Ände­
rungen, die auf Seite 7 rechte Spalte der Beilage 
1181 ausgedruckt sind. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich darf jetzt wirklich. um die nötige Ruhe bitten 
und darum, der Abstimmung zu folgen und Ge­
spräche im Anschluß an die Schlußabstimmung 
durch.zuführen. 

Ziffer 7 ist unverändert; in Ziff.er 8 ist eine Än­
derung; Ziffer 9 blieb unverändert. 

Durch den Beschluß des Ausschusses wurde eine 
Nr. 10 eingeführt. 

Ich darf zunächst innerhalb des Artikel 1 Nr. 11 
über Buchstabe a und Buchstabe b Ziffern 3, 4, 
5, 6, 7, 8 und 9 abstimmen. 

Wer hier zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! - Keine 
Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? Keine 
Stimmenthaltungen. 
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Wir kommen jetzt zu der einzuschiebenden Nr. 
10. Der Ausschuß für den Staatshaushalt und für 
Finanzfragen hat beschlossen, sie wie folgt zu for­
mulieren: 

Lehrer an Gymnasien mit Heim erhalten eine 
widerrufliche, nicht ruhegehaltfähige Stellen­
zulage von. 90 DM, wenn sie überwiegend mit 
der Betreuung der Heimschüler befaßt sind. 

Ich stelle die Nr. 10 in der Formulierung des 
Haushaltsausschusses zur Abstimmung. Gegentei­
lige Anträge liegen nicht vor. Wer der Formulü.e­
rung des Haushaltsausschusses zu folgen bereit ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Ge­
genstimmen! - Keine. Stimmenthaltungen? -
Keine. 

Buchstabe c, Satz 1 'ist unverändert. Es wird 
aber ein Satz angefügt. 

Buchstabe d ist unverändert. Bei Buchstabe e 
ist die Einleitung unverändert. 

Besoldungsgruppe A 4 unverändert; Besoldungs­
gruppe A 5 ebenfalls unverändert. In Besoldungs­
gruppe A 6 wird etwas gestrichen, ebenso in Be­
soldungsgruppe A 7 und in Besoldungsgruppe A 8. 
Gleiches gilt für die Besoldungsgruppe A 9. Die 
Besoldungsgruppe A 10 ist unv,erändert. 

In Besoldungsgruppe A 11 wird gestrichen 
„Handarbeits- und Hauswirtschaftsoberlehrerinnen 
an einer Schulaufsichtsbehörde". 

Die Besoldungsgruppe A 11 a - auf Seite 11 -
ist ebenfalls unverändert. 

Darf 1ich bis Merher gemeinschaftlich abstim­
men lassen? - Ich bitte den um ein Handzeichen, 
der zustimmt. - Danke. Die Gegenprobe! - Eine 
Gegenstimme. Stimmenthaltungen? Keine 
Stimmenthaltungen. 

Wir kommen zur Besoldungsgruppe A 12 ge­
mäß Anlage I. Hier ist zunächst der Beschluß des 
Besoldungsausschusses geändert worden durch 
einen Beschluß des Ausschusses für den Staats­
haushalt und für Finanzfragen, wonach hinter 
„Konr·ektoren an Volksschulen ... " die Worte „mit 
mindestens 12 Klassen" zu streichen sind, ebenso 
das Fußnotenzeichen „9)". Dagegen ist als neue 
Fußnote einzufügen: „9) Nach Maßgabe des Haus­
halts." 

Darf ich zunächst über diese Formulierung nach 
dem Beschluß des Haushaltsausschusses eü.ne Ab­
stimmung herbeiführen! Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Die Ge­
genprobe! - Erstes war die Mehrheit. Stimment­
haltungen? - Ohne Stimmenthaltungen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD mit Mehrheit an­
genommen. 

Wir kommen zur Besoldungsgruppe A 12 a. 
Auch hier ist ein Beschluß des Besoldungsaus­
schusses durch einen Beschluß des Ausschusses für 
den Staatshaushalt und für Finanzfragen geändert 
worden. 

Hier soll eingefügt werden: „Konrektoren an 
Sonderschulen 2) 6)", hinter „Rektoren als Leiter 
von Volksschulen mit mindestens 7 Klassen" der 
Zusatz „soweit nri.cht in Besoldungsgruppe A 13", 
als neue Fußnote: „6) Nach Maßgabe des Haus­
halts." 

Wer dem Beschluß des Haushaltsausschusses -
Seite 11 unten - zu folgen bereit ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Danke. Gegenstimmen! -
Danke schön. Stimmenthaltungen? - Bei einigen 
Gegenstü.mmen aus den Reihen der SPD und einer 
größeren Anzahl von Enthaltungen mit Mehrheit 
angenommen. 

Wir kommen nun zur Besoldungsgruppe A 13. 
Hierzu ist in der Beilage 1181 bemerkt, daß der 
Rechts- und Verfassungausschuß verfassungsrecht­
liche Bedenken erhoben hat. Dementsprechend ist 
eben vom Herrn Kollegen Kiesl im Namen der 
Fraktion der CSU ein Antrag gestellt worden, dii.e 
Rektoren - -

(Abg. Kiesl: Das stimmt nicht mehr ganz, 
weil nämlich die Streichung der Rektoren 
als Leiter von Volksschulen mit mindestens 
7 Klassen in der Besoldungsgruppe A 12 a 
·rückgängig gemacht werden muß! Sonst 

sind die ganz heraus!) 

Meine Damen und Herren, daß wir jetzt ins 
Gestrüpp kommen, war mir völlig klar. Darum 
habe ich auch gebeten, mitzuwirken. Ich bitte also 
jetzt - es ist auch schwer, da ich die Anträge nicht 
schriftlich vorliegen habe - den Herrn Kollegen 
Dr. Vorndran als Vorsitzenden des Besoldungsaus­
schusses. Wir wollen doch versuchen, nicht ein 
Gesetz zu machen, das wir morgen novellieren 
müssen. 

Dr. Vorndran (CSU): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Der Antrag des Kollegen Kiesl 
hat folgende Auswirkung: zunächst einmal muß der 
Rektor, der in A 13 aufzunehmen früher beschlos­
sen wurde, hier wieder gestrichen und in A 12 a 
aufgenommen werden, ferner muß beim Rektor für 
Sonderschulen die Zulage wieder gestrichen wer­
den. Das bedeutet, daß auf Seite 11 schon bei Be­
soldungsgruppe A 12 a gestrichen wird, was dort 
fettgedruckt steht: Es wird gestrichen: „Rektoren 
als Leiter von Volksschulen mit mindestens 7 Klas­
sen." 

Aufrechterhalten b1eibt dann, Herr Präsident, 
der Beschluß des Ausschusses für den Staatshaus­
halt: Es werden eingefügt: „Konrektoren an Son­
derschulen 2) 6)", und unten die neue Fußnote: 

„6) Nach Maßgabe des Haushalts." Das ist das ein­
ziige, was auf Seite 11 stehen bleiben kann. 

Auf Seite 12 bleibt stehen: „Regierungsfachbe­
rater für Leibeserziehung". Alles andere muß dann 
in Auswirkung des Beschlusses des Ausschusses 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen 
gestrichen werden. 

(Zurufe von der SPD: Soll!) 

- Soll gestrichen werden. Entschuldigung! 
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Präsident Hanauer: Die· Klarstellung, die wir. 
eben bekommen haben, geht, also dahin, daß wir 
zunächst auf Seite 11 den vorhin von mit .. über­
sprungenen Beschiuß des BesoldungsausschuS$es 
erneuern würden, die Rektoren · a1s Leiter an 
Volksschulen mit mindestens 7 Klassen bei ·A 12 a · 
einzU.rf=ihen. · Demzufolge würden 'sie be.i 'der Be„ · 
soldungsgruppe A 13 gestrichen 'werden und es 
. würde außerdem auch die Einfügung „Rektoren 
als Leiter von Sonderschulen" g·estrichen, und die 
Regierungsvoriage insoweit wiederhergestellt wer­
den. Besteht über diesen Abstimmungsmodus 
'Klarheit? - Dann darf ich diesen Antrag, der 
als Abänderungsantrag zu werten ist, weil er die 
Regierungsvo:r;lage, die durch die Ausschußbe­
schlüsse · verla$sen wurde, wiede:rherstellen will, 
'zur Abstimmung stellen. 

Wer ihm· beitreten will, den .bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Gegen die . 

. Stimin'en der SPD und eine Stimme· .der NPD und . 
-:- Stimmenthaltungen?·-. bei 2 Stimmenthaltun­
gen aus den Reihen der CSU so beschlossen. Meine 
Damen·. urid Herren, dann ist Klarheit - wenn· 
ich das Feststellen darf ~, daß bei A 12 a .„Rek­
toren a1s Leiter von Volks$chulen mit ·mindestens 
7 Klas.sen" ·und bei Besold~ngsgruppe A 13 ;,Re­
gierungsfachberater· für Leibeserzieh,ung" stehen 
bleiben. · · · · 

-_;__-„ 

(Abg. Dr. Vorndran: Es bleibt nur stehen 
unten der Beschluß des. Ausschusses für den 

... Sta'atsliauslialt: ':Es werden eingefügt: „Kon­
rektoren ... "! Oben wird gestrichen:· „Rek­

toren als Leiter von Volkssehulen . \." !) 

Auf Seite 12, Herr Kollege Dr. Vorndran! . . 
(Abg. 'Dr. Vorndran: Seite 11 untei;l!) 

„ 
Das haben wir vorhin schon beschlossen. Ich 

. bin augenblicklich auf Seite 12. Darüber, was nun 
durch die Äl;ldetung von dein Beschluß des Be-. 
soldungsausschusses bleibt, sind wir klar: „Regie­
rungsfachberater für Leibeserziehung". Was bleibt 
nun von dem .Beschluß d.es Ausschusses für den 
Staatshaushalt und für Finanzfragen?· 

'(Zuruf: 'Nichts, mehr!) 

Ntichts ~ehr. ·Ist das. klar? .D~r BesChluß des 
Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Kom:. 
munalfragen, der Bedenken in rechtlicher Bezie"' 
hung brachte, i~t danüt erledigt. Das ist klar. 

. Meine· Damen und !Ierren, wir können dann 
. weiterfahren. Wir kommen mit dieser Maßgabe 
zur Besold14ngsgruppe. A 13, A 14. Hier werden; 
wie Sie auf Seite 13 fettgedruckt sehen, einige 
.Änderungen vorgenommen. Ich stelle das zur Ab-; 
stimmung, aber init dem Abmaß des J?esehlusses 
des Haushaltsausschusses, daß in der letzten Zeil'e 
die Worte „bis zu 6 Klassen" gestrichen werden. 

Besoldungsgruppe A 15. Hier sind ebenfalls - . 
Seite 14, rechte Spalte - Änderungen vorgesehen, 
das gleiche bei ]3esoldupgsgruppe A 16. Hier kom­
men Ob.erregierungsschuldirektoren herein. ·Eine 
weitere Änderung erfolgt in der Fußnote 1 durch 
Änderung des Betrages. 

' 
·Ich stelle die jet~teben besprochenen Abschnitte 

von Besoldungsgruppe A, 13 bis A 16 zur .Abstim­
mung. Wer zustimmen will, den bitte. ich um ein 

· · Handz.eichen. -· Danke. Gegenstimmen! - Keine. 
Stimmenthaltungen?.- Ebenfalls keine. Einstirn-· 
mig a,ngenorn~ei:. , 

1 Dann kommt BesoldungsgFUppe A · 7 kw. Hier · 
wird eine Reihe von Einfügungen gemacht. Ich . 
darf auf die Seite 15 verweisen .. · 

Besoldungsgruppe A 14 kw. Hier ist i~ der Fuß- · · 
,, note 2 ein Betrag geändert. ' - · ,1' 

Besoldungsgruppe A 15 kw. Unverändert. Eben-· 
$0 ·Besoldungsgruppe HS 3 und HS 4. Besoldµngs"'- \1 
gruppe B 2 und B 3 unverändert. 

· Wer den eben durchgegangenen restlichen Grup.:. 
pen die Zustimmung geben wiil, den bitte ich um· 
ein Handzeichen. Danke. Gegenstimmen. -'-- Keine 
Gegenstimmen: Stimmenthaltungen? Keihe 
Stimmenthaltungen. Einstimmig angenommen . 

Ziffer 12: ' ·, 

Die Ortszuschlagstäbelle (Anlage II) erhält die' 
Fassung der Anlage II dieses desetzes. · 

Auch darüber dar! ich noch um Abstimmung bit­
ten. Ich. bitte um ein Handzeichen, wer zustimmen 
wil[ --- Danke; Die Gegenprobe! ·_:_ Keine Gegen-. 
stimme. Stimmenthaltungen? - Keine, 

· Wir kommen zum Ar t i k e 1 2. Hier w::ird. der 
Betrag von 136,30 DM durch 141,80 DM ersetzt. · 

. Wer . dem zusti.mrrien will, den bitte icli um efu: 
Handzeichen.~ Danke. Die Gegenprobe! - Keine_ 
Gegenstimmen, Stimmenthaltungen:? - Keine~ 

Ar ti k e 1 3~ „Anlage II" ist durch die Bezeich­
nung „Anlage III" zu ersetzen. Sonst bleibt ArtikeL 

· 3 unverändert. · · 

Wer dem .zustimmen will, den bitte ich um ein. 
Handzeichen. - banke. Die Gegenprobe! - Keine 
Gegenstimmen. Stimmenthaltungen. - Ebenfalls 
keine; 

Artikel 4. Vor den Worten,„vom 1. Juii 1968" 
ist einzufügen: „nach l:>isherigem Recht~'. Wer die-·· 
ser Änderting 'zustimmen will, den bitte ich um ein. ·' 
Handzeichen.~ Danke .. Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen?~ Keine. · · · 

Art i k e 1 5 unverändert,. Artikel 6 unverän­
dert, Artikel 7 unverändert, Artikel 8 unverändert, 
Ich rufe alle vier Artikel zur gemeinschaftlichen 
Abstimmung auf. Wer zustimmen will, den bitte ich 
um ein Han.dzeichen. - Danke. Gegenstimmen! -
Keine. Stimmenthaltungen? - Keine. 

Wir kommen zum Artikel 9. 

(Abg. Wagner: Herr Präsident! Darf ich zur 
Aruage I, die noch nicht aufgeruren ist, etwas 

· sagen?)· · 

- Ich wollte gerade vor der Diskussion über den 
Artikel 9 ·gemäß der Berichterstattung darauf hin- , · 
weisen, daß die eben Schon mitbeschlossenen An';" · 
lagen einer Berichtigung bedürfen. ·Es ist zwar mei­
nes. Wissens die richtige Formulierung beschlossen 
worden, aber .später vöin Finanzministerium eine 
Tabelle mit einer meines Erachtens unriclit~gen, 
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Zahl nachgeliefert worden. Ich verweise von der 
Anlage I auf Seite 23 unten auf die letzte Zahl. 
Hier muß es statt 149,30 heißen: 162,24. 

(Abg. Wagner: 169 DM neu; 4prozentige Er­
höhung!) 

- Bitte, wieviel? 

(Abg. Wagner: 169!) 

- Keine Pfennige? 

(Abg. Wagner: Die 4prozentige Erhöhung!) 

Meine Herren vom Finanzministerium! Die Zahl, 
die da steht, ist falsch. Wie ist die richtige 
Zahl?--

(Zurufe von der SPD: Wo sitzen die denn? -
Die kennen sich ja nicht aus!) 

Herr Kollege Wagner, ich bitte, vom Pult aus, 
die Klarstellung der richtigen Zal;l! 

Wagner (CSU): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Ich verstehe jetzt Ihren 
Unmut, wenn Sie sagen: „Die kennen sich ja nicht 
aus". Der Ausschuß für Fragen des Beamtenrechts 
und der Besoldung hat in seiner 23. Sitzung - auf 
Seite 37 nachzulesen - beschlossen, daß bei A 15 
die große Zulage bleibt und nicht gekürzt wird. 
Die.große Zulage hat bisher 162 DM betragen. 

Präsident Hanauer: 162,24! 

(Heiterkeit) 

Wagner (CSU): Wenn wir jetzt die 4 Prozent 
dazu nehmen, kommen wir als neue Zulage auf 
169 DM. Aber es ist falsch, was die Staatsregierung 
uns in der Anlage I vorgelegt hat, daß zwar bis 
zum 30. Juni 1968 die große Zulage bleibt, aber 
ab 1. Juli auf 149 DM verringert wird. 

(Abg. Dr. Eisenmann: Das stimmt!) 

Wenn die alte Zulage bleibt und die 4 Prozent 
dazukommen, gibt es nach meiner Rechnung 
169 DM. 

Präsident Hanauer: Das ist völlig klar. Denn die 
vorletzte Zeile auf den Seiten 22 und 23 enthält 
jeweils die geringeren Zahlen. Ab 1. Juli 1968 
wird aber die letzte Zahl von 162 auf 149 zurück­
gesetzt. 

Herr Staatssekretär, dazu ein klärendes Wort! 

Staatssekretär Jaumann: Ich habe keine grund­
sätzlichen Bedenken gegen diese Anregung, obwohl 
es eine Änderung der Tabelle bedeutet. Es war 
kein Zufall, daß die Zahl anders lautet. Wenn wir 
nämlich den Richtern mit zwei Dienstaltersstufen 
mehr die volle Zulagen gewähren, bekommen diese 
Herren mehr als die nächsthöhere Besoldungsstufe, 
gingen also über A 16 hinaus. Um das zu verhin­
dern, schlagen wir vor, das etwas abzukappen. Das 
ist vom Finanzministerium aus überhaupt kein 
finanzielles Problem. Es wäre wirklich gleichgültig, 
ob man es so oder so macht. Aber im Grunde ge-

nommen wäre eine gewisse Systemwidrigkeit dar­
in. Deswegen diese Ziffer. Wenn aber auf dem An­
trag bestanden wird, ist es keine aufregende An­
gelegenheit. 

Präsident Hanauer: Entspricht die Zahl 169 dem 
Willen des Ausschusses? Ist das die letzte Zahl? 
Herr Abgeordneter Eisenmann! 

Dr. Eisenmann (CSU): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Der Haushaltsausschuß hat in 
Abweichung vom Beschluß des Besoldungsaus­
schusses beschlossen, es bei der Regierungsvorlage 
zu belassen, und zwar aufgrund der Argumente, 
die der Herr Staatssekretär im Finanzministerium 
vorgetragen hat: aus Gründen des Systems des Be­
soldungsrechts. 

(Abg. Wagner: Das steht nicht im Protokoll!) 

~eh würde vorschlagen, es bei der Regierungsvor­
lage zu belassen. 

(Beifall - Abg. Wagner: Das steht aber nicht 
im Protokoll!) 

Präsident Hanauer: Herr Kollege Eisenmann, 
darf ich fragen, ob bei den eben vom Plenum ge­
tätigten Beschlüssen eine. diesbezügliche Entschei­
dung, aus der sich diese Zahl ergibt, getroffen wur­
de? Oder wurde es nur im Zuge der allgemeinen 
Beratungen so geäußert? 

(Abg. Dr. Eisenmann: Das war ein Beschluß!) 

- Bttte, welche Seite? 

(Abg. Dr. Eisenmann: Das steht nicht drin; 
ich vermisse es auch im Protokoll! - Abg. 
Wagner: Im Protokoll steht es nicht. Ich habe 
es durchgelesen. - Abg. Dr. Eisenmann: Bei 
uns war es ein Beschluß. Das kann ich be-

stätigen!) 

- Meine Frage zielte darauf, ob irgendein spe­
zieller Beschluß gefaßt wurde. Mir ist bekannt, 
daß die Anlage pauschal beschlossen wurde. Mir 
ist aber gemeldet worden, daß die damals beschlos­
sene Anlage andere Zahlen enthielt als die jetzt 
vorgelegte. 

Hier ist eine Wortmeldung. Herr Kollege Vorn­
dran! 

Dr. Vorndran (CSU): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Es mag sein, daß der Haushalts­
ausschuß in dem Sinne verfahren hat, wie es der 
Herr_ Staatssekretär vorgetragen hat. Der Vor­
schlag des Herrn Staatssekretärs hat einiges für 
sich. Aber jeder von Ihnen, der nicht so mit der 
Materie befaßt ist, müßte sich an und für sich wun­
dern, daß überall eine Erhöhung stattgefunden hat, 
während hier eine Kürzung vorgenommen wurde. 
Wir meinen, es wäre durchaus vertretbar, daß man 
auch in diesem Fall zu den bisherigen 162 DM die 
4 Prozent dazu gäbe und damit auf rund 169 DM 
käme, und daß wir den Fall, den uns der Herr 
Staatssekretär dargetan hat, und der nur selten 
eintreten kann, wohl verkraften können. Deshalb 
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bin ich der Meinung, daß wir, nachdem sich ·der 
Beschh+ß des :Haushaltsausschusses riach der Aus­
sage des Berichterstatters Wagner im Protokoll 
nicht finden läßt, den Beschluß des Beamtenrechts­
ausschusses zugrur;i.de legen und den Betrag von_ 
168,20 DM festsetzen und beschließen. 

Präsident Hanauer: B:err Staatssekretär, zum 
letztenmal! 

Staatssekretär Jaumann: Nur ein Hinweis! Wir 
haben ein Urteil des Bayerischen Verfassungsge­
richtshofs im Falle des Oberamtsrichters Zehelein 
.:.:...... das berüh~te Urteil -, in dem der Verfas­
sungsgerichtshof festgestellt hat, daß die Besoldung 
der' Bedeutung des Amtes entsprechen muß. Es 

. könnte also durchaus sein,. daß hierin ei:q,e_ V~r­
.letztmg des Gleichheitsgrundsatzes erblickt wird. 
Ich sage nur: Ein solcher Einwand könnte kommen. 
Das. war auch mit ein Grund, warum wir hier 
dieses Mehr abgekappt haben ... 

Präsiden• Hanaüer: Das Wort hat der Kollege 
Rumme_l. 

Rummel (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
· und Herren! Ich meine, es wäre eine ungute Sache, 
· ~enn wir von der allgemeinen Erhöhung der Zu­
. lag~:i;i- um. 4 Prozent ·eine Gruppe nicht nur aus-· 

-nehmen würden sondern die Zulage sogar um 13 
• DM kürzen wü~d,en. Wir haben uns aus diesem 

Grunde· im Beamtenausschüß einstimmig dafür 
j ausgesprochen, diese Zulage· genau wie alle übrigen 
um die 4 Prozent zu erhöhen. Es sind hier starke­
Kopfrechner da, die können die 4 Prozent aus den 
bisherigen, 162,24 DM ausreehnen. -'- Das sind 
6,48 DM, so :daß wir auf eine Zulage von J.68,72 
DM kommen würden. Das wäre der: genaue Be-
't~ag, der h~er eingesetzt werden müßte. , . 

Ich erinnere mich noch der Argumente des Re­
gierungsvertreters, des Herrn Ministerialrats von 
Imhoff, 'der bei dieser Beratung gesagt hat: Diese 
Gruppe würde „etwas :weniger mehr" bekommen 
als die übrigen. So war die Sache formuliert: Ich 
glaube, es wäre eine ungute Sache, wen~ wir hier 
als einzige Gruppe anstatt der Erhöhung um 4 Pro­
zent noch kürzen würden. Ich bitte daher, ·es bei 
der Fassung des Beschlusses des Beamtenausschus­
ses zu "belassen. 

Präsident Hanauer: Herr, laß genug sein' des 
grausamen Spiels! 

Wir kommen zur Ab s t immun g. Ich lasse ab­
stimmen über die letzte Zahl der Anlage I auf 
Seite 23 unten. Wer ist dafür, daß dort die Zahl 

·von 149;30 unter Eintritt der: Erhöhung von 4 Pro­
zent durch 168,72 ersetzt wird - -

• (Zuruf: 80, aufrunden!) 

f68,80 steht zur Abstimmung. Wer stimmt zu? 
- Danke. Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen! -
Einige wenige. Stimmenthaltungen? - Ebenfalls 
einige wenige. Ich danke. Dann ist diese Zahl be­
s.chlosseh. 

Wir können nun zu Artikel 'g ·kommen, der 
lautet: 

c 

Dieses Gesetz ist dringlieh. Es treten in Kraft 
am 1. Juli 1968 die Artikel ·1 bis 6 und 8, am 
1. Oktober 1968 der Artikel 7. 

Hier liegen zwei Abä:hderungsanträ~e vor: 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten). 

Ein Abänderungsantrag - der Reihe nach wie 
-sie eingegangen sind ...:..__ zunächst von der Fraktion 
der NPD, 1/6, wonach eine Änderung des Inkraft­
tretens vorgesehen ist, und ein Abänderungsantrag 
2/6 der Fraktion der SPD mit einem früheren· In­
krafttreten der Artikel 1 bis 6 i,md 8 zum 1. Ja­
nuar 1968. Ich habe dazu zwei Wortmeldungen. 

Zunächst zum Abänderungsantrag 1/6 -Herr Kol- · 
lege Bachmann! _Anschließend B:err Kollege Rµtt­
mann. 

Bachmann (NPD): Herr Präsident, meine.Damen 
und Herren! Die kommentierenden Ausführungen 
des Herrn Staatssekretärs im Finanzministerium 
ändern nichts. ·daran, daß alle anderen Bundes.:. 
länder zur Wiederherstellung einer einheitlichen 
Besoldungsstruktur bei Bund und · Län'.dern die 
gleichen Anpassungsgesetze zum 1. Januar 1968 in 
Kraft gesetzt haben. Darüber hinaus werden aller 
Voraussicht nach die anderen BlJ.ndesländer die 
Beamtengehälter am f. Juli 1968 linear um 4 Pro­
zent erhöhen. 

Nach dem vorliegenden Regierungsentwurf eines 
Ersten Bayerischen· Besoldungsneuregelµngsgeset­
zes und dem darin. vorgesehenen Inkrafttr,eteri des 
Gesetzes zum 1. Juli 1968 müssen die bayerisclJ.en 
Beamten die Zeche dafür bezahle!!, daß sich die 
Staatsregierung bis zur Vorlage dieses Gesetzent­
wurfs --'- beabsiChtigt oder unbeabsichtigt -,- 8 _Mo­
nate Zeit gelassen hat. Wir bitten Sie deshalb, dem 
Ihnen vorliegenden Abänderungsantrag der NPD­
Fraktion zuzustimmen; schon deshalb, um die be­
troffenen bayerischen Beamten nicht gegenüber de­
nen anderer Bundesländer zu benachtei1igen -
zumal zwischen_ dem Ihnen ebenfalls vorliegenden 
Abänderungsantrag der SPD, der ja noch weiter­
geht, und dem Inhalt des Regierungsentwut:I? die­
ser NPD"-Abänderungsantrag unserer ·Auffassung 
nach die reehte Mitte darstellt. 

(Beifall bei der NPD) 

Präsident Hanauer: Das 'wort hat der_ Herr . 
Kollege Ruttmann. 

Ruttmann (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich bin einigermaßen· überrascht, daß 
von dem Vertreter der NPD-Fraktion heute für 
den 1. Januar 1968 plädiert w~rd, obwohl doch ihr 
Vertreter im Beamtenausschuß mit der CSU. dem 
1. Juli 19?8 zugestimmt hat. 

(Hört, hört!) 

Ich glaube, e.s ist zwischeiizeitlicli ein Gesinnungs-
wandel eingetreten. · 

(Unruhe und Zurufe) 
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- Jedenfalls stelle ich fest, daß der Gesinnungs­
wandel bei der NPD eingetreten ist. 

(Zuruf: Geistige Auseinandersetzung!) 

Ich werde noch zu sachlichen Ausführungen kom~ · 
men. 

Bund und Länder sind sich 'einig, daß eine ein­
heitliche Besoldungsstruktur hergestellt werden 
soll. Es soll deshalb eine Besoldungsreform in drei 
Stufen durchgeführt werden. 

(Zuruf: Kein Mensch versteht das!) 

Mit dem am 1. Juli 1967 in Kraft getretenen Ersten 
Besoldungsneuregelungsgesetz hat der Bund die 
erste Stufe der Besoldungsneuregelung verwirk­
licht. 

(Zuruf: Lauter!) 

Das dem Hohen Hause vorliegende Erste Gesetz 
zur Neuregelung des Bayerischen Besoldungsrechts 
ist ein Anpassungsgesetz. 

· Der Bundesrat hat sich für die Bundesländer vor­
behalten, rahmenrechtlich verbindliche Vorschrif­
ten des Bundes erst zum 1. Januar 1968 in Kraft 
treten zu lassen, 

In der Begründung zum Entwurf des Ersten 
Bayerischen Besoldungsneuregelungsgesetzes ist 
als Zweck und Ziel dieses Gesetzes der engste 
Anschluß an das Besoldungsrecht des Bundes ge­
nannt. Das Ergebnis, meine Damen und Herren, 
sieht jedoch so aus, daß alle Bundesländer - mit 
Ausnahme von Bayern - die erforderlichen An­
passungsgesetze zum 1. Januar 1968 in Kraft ge­
setzt haben oder noch in Kraft setzen werden. Soll~ 
te das Erste Bayerische Besoldungsneuregelungs­
,gesetz wie vorgesehen erst zum 1. Juli 1968 in 
Kraft treten, würde das eine ganz klare Benach­
teiligung der bayerischen Beamten und Versor­
gungsempfänger bedeuten; und zwar gegenüber 
ihren Kollegen im Bundesdienst um ein Jahr und 
gegenüber ihren Kollegen im Dienst in anderen 
Bundesländern, um ein halbes Jahr. Die bayeri­
schen Beamten sind darüber nicht nur enttäuscht, 

(Zuruf: Sondern „erschüttert"!) 

sie fühlen sich auch getäuscht, weil der Herr Fi­
nanzminister erklärt haben soll, er würde für ein 
Inkrafttreten des Ersten Bayerischen Besoldungs­
neuregelungsgesetzes zum 1. Januar 1968 eintre­
ten, falls die anderen Bundesländer wie der Bund 
zum 1. Juli 1968 Besoldungserhöhungen vornehmen 
würden, was ja nun auch tatsächlich linear ge­
schehen ist. 

Auch Herr Staatssekretär Jaumann hat in der 
Sitzung des Ausschusses für Fragen des Beamten­
rechts und der Besoldung am 28. Mai 1968 erklärt, 
die Beamten könnten selbstverständlich nicht zum 
Büttel des Staatshaushaltes gemacht werden. Er 
war der Meinung, daß auf keinen Fall alle Länder 
die vierprozentige Besoldungserhöhung zum 1. Juli 
~968 in Kraft setzen würden, und hat auch damit 
begründet, daß die bayerischen Beamten auf kei­
nen Fall benachteiligt ~ein werden. Er hat heute 

nicht mehr davon gesprochen,. sondern nur noch 
von de.n Regelungen, die im Jahr 1965 zugunsten 
der bayerischen Beamten erfolgt sind. Meine Frak­
tion ist aber der Auffassung, daß einmal damit 
aufgehört werden sollte,· aufzurechnen. Wir sind 
der Meinung, wenn ein Anpassungsgesetz geschaf-

- fen.~werden soll, muß der Beginn gleichzeitig sein: · 
Und es ist nicht einzusehen, warum Bayern ausge­
rechnet als einziges Land bei sonst gleichen Vor­
aussetzungen nun ein Inkrafttreten erst zum 1. Juli 
1968 beschließen will. 

Sicher hat die Beamtenschaft auch aufmerksam 
registriert, daß Kollege Dr. Vorndran. in der Sit­
zung des gleichen Ausschusses vom 11. Juli 1968 
noch einmal ausdrücklich betont hat, es gelte nach 
wie vor die Erklärung - und da bitte ich zuzu­
hören -, daß die bayerischen Beamten nicht 
schlechter als die anderen gestellt werden sollen. 
Wir sind der Auffassung, daß diese Erklärung in 
dieser Form nicht mehr stimmt, wenn heute der 
L Juli 1968 beschlossen wird. Trotz dieser eindeu­
tigen Erklärungen sollen die sich aus der vorge- · 
sehenen Angleichung ergebenden Besoldungsver­
besserungen den bayerischen Beamten und Versor­
gungsempfängern um ein halbes Jahr vorenthal­
ten werden. 

Die Sozialdemokratische Fraktion sieht einen 
eindeutigen Widerspruch darin, daß siCh die Staats­
regierung im Entwurf zum Ersten Bayerischen 
Besoldungsneuregelungsgesetz auf der einen Seite 
einen möglichst engen Anschluß an das Besoldungs:.. 
recht des Bundes zum Ziel gesetzt hat, auf der 
anderen Seite aber hinsichtlich des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes an einer zeitigen Verschiebung ge­
genüber den anderen Ländern festhält. Damit das 
Prinzip der Vereinheitlichung des Besoldu:p.gs­
rechts in Bund und Ländern, das im Entwurf als 
vorrangig dargestellt wird, nicht ad absurdum ge­
führt wird, beantragt die Fraktion der Sozial­
demokratischen Partei, die Artikel 1 bis 6 und 8 

·des Ersten Bayerischen Besoldungsneuregelm1gsge- · 
setzes wie in allen Bunde_sländern am 1. Januar 
1968 in Kraft zu setzen. Wir bitten das Hohe Haus, 
diesem Antrag zuzustimmen, damit der sich schon 
manchmal zeigenden Staatsverdrossenheit nicht 
neue Nahrung gegeben wird· 

(Vereinzelter Widerspruch) 

und die Beamten und Versorgungsempfänger für 
ihre vorbildliche Pflichterfüllung, die ihnen ' bei 
den Haushaltsberatungen stets beschein!gt wird, 
die verdiente Anerkennung erhalten. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Deimer: Siehe. 
Rezesssion, Herr Gefälligkeitspolitiker!) 

Präsident Hanauer: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär im Staatsministerium der Finanzen. 

Staatssekretär Jaumann: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Der Herr Kollege hat gerade 
im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten ein paar 
Vorwürfe erhoben, die einer Klarstellung bedür­
fen. 

Zunächst die erste Feststellung, daß die Staats­
regierung oder der Finanzminister, oder auch. ich, 
zu anderen Zeiten anders geredet hätten, oder et-
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was anderes gesagt hätten. Das ist ein Vorwurf, 
der, wie ich weiß, in der Öffentlichkeit von Be­
amtenverbänden erhoben wird. Es ist ja heutzu­
tage offensichtlich sehr schwer geworden, sich ver­
ständlich zu machen, muß ich ehrlich sagen; jeder 
sucht beim andern ständig irgendwie unlautere 
Motive. Auch gerade deshalb ist es richtig, wenn 
Klarstellungen erfolgen. 

Im Dezember 1967 steht in der Beamtenzeitung 
des Bayerischen Beamtenbundes zur Frage des 
Inkrafttretens folgendes - ich bitte den Herrn 
Pr_äsidenten, das verlesen zu dürfen-: 

„In dieser Frage führte die nahezu zweistün­
dige Erörterung insofern zu einer Klärung, 
als sich der Herr Staatsminister zwar die Frage 
des Inkrafttretens des Ersten N euregelungs­
gesetzes zunächst offenbehalten hat, jedoch zu 
der Zusage bereit war, selbst für ein Inkraft­
treten zum 1. 1.1968 einzutreten, sobald sich 
übersehen läßt, daß die Übernahme des zwei­
ten Neuregelungsgesetzes Mitte des Jahres 
nicht mehr möglich sein wird." 

Diese Zusage wurde gegeben; die habe ich auch 
im Gespräch mit den Beamtenverbänden gegeben. 
Wenn nämlich die Tabelle, die wir aus dem Zwei­
ten Neuregelungsgesetz übernehmen wollten, nicht 
~um 1. Juli kommt - das war die Befürchtung 

· der Beamtenverbände -, dann sind wir dafür, 
~===c'~- c:l<1.fL w;ir ZUJQ Ll.196.8 clas -~rst.e_ NE!_µregelungs.., 

gesetz übernehmen. Da die Tabelle aber komnit, 
und zwar nicht. nur mit 3 Prozent, sondern mit 
4 Prozent einschließlich Ortszuschlag, ist dieser 
Vorwurf ganz sicherlich zu Unrecht erhoben wor­
den. 

(Beifall bei der CSU) 

Die zweite Feststellung ist, die Staatsregierung 
habe die Sache verzögert, und durch die Verzöge­
rung der Vorlage würden jetzt gewissermaßen die 
bayerischen Beamten benachteiligt. Die Staatsre­
gierung kann die bayerischen Beamten durch eine 
verzögerte Vorlage nicht benachteiligen; denn die­
ses Hohe Haus ist ja heute in der Lage, den Zeit­
punkt des Inkrafttretens festzusetzen. Schon allein 
von dieser Situation her ist der Vorwurf unbe­
rechtigt. 

Aber der Vorwurf wird noch in einem anderen 
Zusammenhang erhoben; es heißt, die Staatsregie­
rung habe nicht deutlich genug gesagt, was sie 
will. Meine sehr verehrten Dai:nen und Herren, 
die Staatsregierung hat am 6. Februar 1968 - ich 
entnehme das mit Genehmigung des Herrn Präsi­
denten wiederum den Nachrichten des Beamten­
bundes - folgendes beschlossen: 

„Die besoldungsmäßigen Verbesserungen, die 
das Erste Besoldungsneuregelungsgesetz des 
Bundes gebracht hat und diejenigen, die der 
Entwurf des Zweiten Besoldungsneuregelungs­
gesetzes des Bundes für alle Beamten vor­
sieht," 

- nämlich die neue Gehaltstabelle -

„soll für Bayern am 1. Juli 1968 in Kraft 
treten. Damit soll sichergestellt werden, daß 

die im Haushalt 1968 bereitgestellten Mittel 
möglichst gerecht und zweckmäßig verwendet 
werden und insbesondere weitgehend allen 
Beamten zugute kommen." 

Also auch hier kann man nicht davon reden, daß 
die Staatsregierung zu irgend einer Zeit das, was 
sie will, ihre Konzeption, nicht klar zum Ausdruck 
gebracht habe. · 

Ich habe daneben in meinen einleitenden Be­
merkungen darauf hingewiesen, daß bei der baye­
rischen Beamtenbesoldung einiges gemacht worden 
ist, was der Bund und andere Länder nicht haben, 
und insofern habe ich auf die Beschlüsse von 1965 
verwiesen. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herren! Das ist natürlich 
eine Grunsatzfrage:' Entweder ich will die absolute 
Vereinheitlichung des Besoldungsgefüges. Dann 
verstehe ich die ganze Argumentation gegen den 
Artikel 75 nicht. Ist man aber nicht der Auffas­
sung, daß immer zum selben Zeitpunkt alles gleich 
sein soll, dann wird es unumgänglich sein, daß . 
manchmal der eine etwas mehr und der andere et­
was weniger hat, und daß sich das auspendelt. Das 
ist ja die Konsequenz des nicht ganz Einheitlich­
seins. Insoweit spricht das Argument „Wir wollen 
nur die Einheitlichkeit" auch gegen die Haltung 
der Beamtenverbände zu Artikel 75, · 

Ein letztes Wort zum Antrag der SPD. Wenn 
Ihre_..t\.rgµmente,. Eerrc,KQUE!ge,"cfltim:m.E!.I1 urtd ,w.enn. 
Sie Ihre -eigenen Argumente befolgen wollen, dann 
dürfen Sie diesen Antrag auf keinen Fall stellen. 
Denn dieser Antrag verlangt das Inkrafttreten zum 
1. 1. 1968 nicht nur für das Erste Neuregelungs­
gesetz, sondern er will auch die Tabelle zum 1. 1. 
1968 vorziehen, 

(Zuruf von der CSU: Was kostet das?) 

die weder beim Bund noch bei den übrigen Län­
dern zum 1. 1. 1968 in Kraft treten soll. Sie wollen 
also mehr als beim Bund. 

(Abg. Dr. Rothemund: Das ist übersehen 
worden, das wird berichtigt!) 

- Gut, das wird also berichtigt. Dann ist dieses 
Argument überflüssig und ich will es auch nicht 
anführen. 

Zu all dem darf ich zusammenfassend folgendes 
sagen. Dieses Hohe Haus und auch die Bayerische 
Staatsregierung gehen sicherlich von der Über­
legung aus - das wird bei diesem Gesetz und auch 
bei kommenden Vorlagen gelten müssen -, daß 
vom Grundsatz her eine Benachteiligung der baye­
rischen Beamtenschaft gegenüber anderen Beam­
ten in den übrigen Ländern und im Bund auf die 
Dauer gesehen nicht eintreten soll. Ein solcher 
Grundsatz schließt nicht aus, daß eben nicht immer 
zur selben Zeit auch tatsächlich dieselben Leistun­
gen erbracht werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Präsident Hanauer: Das Wort hat zur Klarstel­
lung und Berichtigung der Herr Abgeordnete Rum­
mel. 
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Rummel (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Im Artikel 1 wurde vorhin bei der 
Abstimmung hinter Ziffer 11 c eingefügt: „Die Son­
dergrundgehälter und die Zuschüsse zur Ergänzung 
des Grundgehalts werden ab 1. Juli 1968 um 4 v. H. 
erhöht." Hier ist durch die nachträgliche Einfügung 
in diesem Protokoll ein Irrtum entstanden. Wir 
wollen selbstverständlich die 4prozentige Erhöhung 

. wie alle übrigen Länder auch ab 1. Juli 1968. 

(Zuruf von der NPD: :Qas ist unser Antrag!) 

Was wir aber wünschen ist, daß das Besoldungs­
gesetz im ganzen - so wie bei den übrigen Län­
dern der Bundesrepublik - ab 1. Januar 1968 in 
Kraft tritt. 

(Zuruf von der NPD: Lesen Sie unseren An­
trag, da haben Sie es genau! - Abg. Deimer: 

Wer schreibt von wem ab?) 

Präsident Hanauer: Herr Kollege Rummel, Sie 
müssen dann Ihren Antrag ergänzen oder ändern. 
Ich muß ihn so zur Abstimmung stellen, wie er 
hier steht, und so ist er nach Ihrer eigenen An­
gabe sachlich unrichtig. 

Rummel (SPD): Ich darf den Antrag dahin­
gehend ändern, daß es heißt: „Es treten in Kraft 
am 1. Januar 1968 Artikel 1 mit Ausnahme der 
Nr. 11 Buchstabe c ... " Das Übrige kann bleiben 
wie im Antrag. 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Ich habe keine Wortmeldung mehr. Wir kommen 
zur Abstimmung über den Artikel 9. 

Ich hoffe, es ist klar, daß der Artikel 7 nach Re­
gierungsvorlage, Ausschußbeschlüssen und dem Wil­
len des Hohen Hauses ab 1. Oktober 1968 in Kraft 
treten soll. Die Divergenz besteht lediglich hin­
sichtlich der Artikel 1 bis 6 und 8 mit Ausnahme 
der im· Zusatz zu 11 c vermerkten Erhöhung von 4 
Prozent; die soll am 1. Juli erfolgen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Das ist im Ergebnis das gleiche bei den beiden 
vorliegenden Abänderungsanträgen; es sind nur die 
Formulierungen unterschiedlich. 

Ich mache mir daher die Sache jetzt etwas ein­
facher und gehe von der Formulierung ab. Ich stelle 
den Termin des Inkrafttretens zur Abstimmung, 
und zwar lasse ich darüber abstimmen, wer dafür 
ist - ich muß also jetzt von dem Begehren der Ab­
änderungsanträge ausgehen -, daß in Artikel 9 
der Tag des Inkrafttretens für sämtliche Artikel; 
ausgenommen den Artikel 7 und ausgenommen die 
4prozentige Erhöhung gemäß Ziffer 11 der Anlage I, 
zum 1. Januar statt zum 1. Juli - wie von den Aus­
schüssen beschlossen - in Kraft treten soll. 

Wer für diese vorzeitige Inkraftsetzung dieses 
Teils des Gesetzes ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Letzteres ist die 
Mehrheit. Damit ist das abgelehnt und damit sind 
beide Abänderungsanträge erledigt, so daß ich jetzt 
nur noch zur Abstimmung stellen kann und muß 
den Artikel 9 in der von den Ausschüssen unverän­
dert empfohlenen Formulierung. Ich darf ihn vor-

lesen: „Artikel 9 - Inkrafttreten. Das Gesetz ist 
dringlich. Es treten in Kraft am 1. Juli 1968 die 
Artikel 1 bis 6 und 8, am 1. Oktober 1968 der Ar­
tikel 7." Wer dem zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Gegen die Stimmen der NPD und ge­
gen 1 Stimme aus der SPD-Fraktion! Stimmenthal­
tungen? - Bei Stimmenthaltung der übrigen NPD­
Stimmen angenommen. 

Ich muß nochmals zur Abstimmung stellen die 
bereits im Detail beschlossenen Anlagen I mit III. 
Ich bitte sehr, Herr Abgeordneter Dr. Vorndran. 

Dr. Vorndran (CSU): Ich wollte nur der Klarheit 
halber darauf hinweisen, daß die Annahme des An­
trags Kiesl in der Anlage III mehrere Änderungen 
notwendig macht. Ich glaube, es würde zu weit 
führen, wenn wir darüber im einzelnen abstim­
men würden. Aber vielleicht sollten wir beschlie­
ßen, daß der vorhin gefaßte Beschluß auch die not.:. 
wendigen redaktionellen Änderungen enthält. 

Präsident Hanauer: Ich darf in dem Sinne fort­
fahren, wie beabsichtigt. Ich darf zunächst die An­
lagen I mit III, die wir vorhin in einigen Punkten 
geändert haben, zur Abstimmung stellen. Wer da­
für ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer 
ist dagegen? - Niemand. Enthält sich jemand? -
Auch niemand. Jetzt kommt ein Beschluß, der da­
hingehend lautet: 

Die Staatsregierung ist ermächtigt, die durch 
die vorhin erfolgten Änderungsbeschlüsse not­
wendigen Änderungen im Rahmen des Besol­
dungsgesetzes durchzuführen, auch hinsichtlich 
der Veränderung von Fußnoten, sowie auch in 
den Anlagen. 

Besteht mit einem Beschluß dieser Art Einver­
ständnis? - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? 
- Ich darf Einstimmigkeit feststellen. Das Gesetz 
hat den Titel: 

Gesetz zur Neuregelung des Bayerischen Be­
soldungsrechts (Erstes Bayerisches Besoldungs­
neuregelungsgesetz). 

Ich darf bitten, die dritte L es u n g gleich 
durchführen zu dürfen. - Das Hohe Haus ist da­
mit einverstanden. Ich eröffne die a 11 gemeine 
Aussprache. - Wortmeldungen? - Ich schlie­
ße die allgemeine Aussprache. Ich eröffne die Ein -
zelberatung. - Auch dazu habe ich keine 
Wortmeldung. Wir kommen zur Abstimmung 
in der dritten Lesung. Ihr liegen die Beschlüsse der 
zweiten Lesung zugrunde. Ich rufe auf die Artikel 
1-, 2-, 3-, 4-, 5-, 6-, 7-, 8-, 9- sowie 
die Anlagen I -, II ~ und III -. 

Wir kommen zur S c h 1 u ß a b s t i m m u n g über 
das ganze Gesetz. Ich bitte um Ihr Einverständnis, 
die Schlußabstimmung unmittelbar folgen lassen 
zu dürfen. - Sie sind damit einverstanden. Ich 
schlage weiter vor, die Schlußabstimmung in ein­
facher Form durchzuführen. - Auch damit besteht 
Einverständnis. 

Wer dem Gesetz die Zustimmung geben will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Ich 
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sehe keine Gegenstimme, ieh darf aber doch fra­
gen: Wer stim:mt geg'en das Gesetz? ""'7 Wer ent- .· 
Mlt sich? - Beide Male nie,m:and. Einstimmig an­
genonirrien. Das Gesetz hat den Titel: . · · 

·.Gesetz 
zur Neuregelung des Bayerischen Besoldungs­
rechts (Erstes Bayerisches Besoldungsneurege­
lungsgesetz) 

Meine Dainen und Herren, nach der Erledigung 
~ieses Punktes muß ich noch für eine kurze Zeit 
Um Aufmerksamkeit bitten. Bitte verlassen Sie das 
Hohe Haus jetzt nicht fluchtartig. Wir müssen näm­
lich in unserem ureigensten Interesse noch Ge­
setze dem· Senat 'hinübergeben: ·Das . Po 1 i z e i - ~ 

· o r g a ii i s a t i o n s g e s e t z werde ich morgen 
aufrufen. Ich möchte jetzt aber noch den Tages­
-0rdnungs:punkt 8 aufrufen: Z w .e·i t e Lesung 
zum · 

Entwurf eines Dritten· Gesetzes zur Be­
reinigung des bayerischen· Landesrechts 

(Drittes Rechtsbereinigungsgesetz) 

Diese Regierungsvorlage findet sich auf der Bei..; 
. -lage 1032. Über die Beratungen des Ausschusses 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen · 
(Beilage 1194) berichtet der Herr Abgeordnete Diet­
hei. Ich erteile ihm das Wort. 

Diethei (CSU), B er ich t erstatte r : Herr 
- F>fäsiderit, meine Damen und Herren! Der · Aus­

.. ·schuß für Verfassungs-, Rechts- u~d ·Kommunal­
fragen ·hat in seiner 50. Sitzung vom 2. Juli 1968 
den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Bereini-

. gung des, Bayerischen Landesrechts beraten. Ge~ 
genstand dieses Gesetzentwurfs ist die Sammlung 
und Bereinigung von Recht, das - obwohl nicht 
in einem bayerischen Gesetzblatt veröffentlicht -
gleichwohl als Lap.desrecht in Betracht kommt. Es 

. handelt sich um das ehemalige Reichsrecht und um 
das von den Organen des Vereilligten Wirtschafts­
gebietes erlassene Recht, soweit es nicht Bundes­
recht geworden ist. Von diesem Gesetz sind 400 
Gesetze und Ve·rordnungen: betroffen,. so daß ich' 
mir schon aus diesem Grurid eine detaillierte Be­
richterstattung nicht leisten kann. Mitberichterstat­
ter war der Kollege Heiden. 

Als B e ri' c h t erstatte r führte\ ich bei ·aer 
, Erläuterung des Artikels 1 des Gesetzentwurfs aus . 
daß die Anlage zu. diesem' Gesetzentwurf' al~ 
Sammlung cles als Landesrecht fortgeltenden ehe­
maligen Reichsrechts anzusehen sei und daß dieser · 
Sammlung Ausschlußwirkung zukomme, d; h„ alle. 
nicht in diese ·Sammlung aufgenommenen · Vor­
schriften und Vörschtiftenteile, wenn sie dem Lan­
desrecht zugehören, zum 1. August 1968. außer 
Kraft treten. Die hier bestimmte Ausschlußwirkung 
sei der wichtigste Teil des <;esetzentwurfs. 

Während in Artikel 2 vorgesehen sei, daß die 
· Staatsregierung die in · 'Ciie Sammlung aufgenom­
menen Vorschriften 1n einem Ergänzungsband zur 

- Bereinigten Sammlung des Bayerischen Landes­
rechts neu bekanntzumachen habe, stelle Artikel 3 
eindeutig klar, daß durch . die Einbeziehung von 

Verordnungen in die Sammlung diese. keinesfalls 
Gesetzesrang erhalten sollen. 

(Glo~e des Präsidenten) 

· Bei der Behandlung der Beiiage 3, weiche insge:.. 
samt 76 Gesetze und Verordnungen 'enthält, die 
in einem Ergänzungsband zur Bereinigten Samm• 
lung bekanntgemacht werden sollen, bestand Anlaß 
'zu der Feststellung, daß der zweifellos anzuerken-' 
nende Erfolg dieser umfassenden Bereinigung zum 
Teil überflüssiger und zeitlich überholter Gesetze' 
durch eine zum Teil fehlende materielle Bereini~ 
gung gemindert würde .. Einige der neu bel{annt- ' _, 
zumachenden Gesetze erschienen überholt, ver­
schiedentlich sei deren Anwendungsbereich wegge-.: 
fallen. Eine Reihe von haushaltsrechtlichen Vor-· 
~ch_riften entspreche keinesfalls mehr den 'konjunk- ·· . 
turpolitischen Zielsetzungen des Freistaates Bay-" . _ 
ern, weil in der finanzieUeri Wirklichkeit 'kaum · 
eine Gemeinde. in der·· Lage sei, z.B. den 'Spar- ·. 
vorstellungen der Rückiagenverordnl.lng zu ent-

. sprechen. · ~ine Vielzahl von Geneh:qiigungsvorbe-. 
halten z.B. für ·allgemeine Satzungen, Beitrags"" 
·.satzungen oder Darlehensaufnahmen durch die Re-. 

· gierungen könnte ·abgebaut oder durch· eine Ari- • 
zeigepfl.iCht ersetzt. werden. Auch das· überspitzte 
Prüfungswesen _:. i:neist formaler Natur .::_ könne 
mit der Verwendung moderner teChnischer Bilfs..: 
mittel ohne Gefahr abgebaut werden. 

Das Gesetz über die Vereinheitlichung . des Ge­
sundheitswesens mit einer Vielzahl von. Durch-

. führungsverol'dmi:ngen· ·· seic '11offnungslos _cveraltet 
un!l würde von den damit befaßten Behörden nur· 
noch zum Teil beachtet. Abgesehen von überholten 
Begriffen der ;Erbpflege und der Gewerbepolizei 
enthalte es noch Vorschriften, die durch bayerische 
Gesetze neueren Datums bereits überholt seien: · 
Allein durch eine längst' überfällige Änderung. des 
Gesetzes über den Fischereischein sei es ohne Ge­
fährdung der öffentlichen Sicherheit . möglich, 
400 000 Personen einen Gang zur Behörde· zu er­
sparen, wenn der Fischereischein anstatt al.lf 1 Jahr 
für o Jahre ausgestellt werden könnte. 

(Zuruf: Einstimmiger Beschluß!) 

Diese Auffassung wurde auch vom Mit b e ii c h t -
erstatte r Heiden geteilt, der - wie auch wei-­
tere Mitglieder des Ausschusses nur unter der Vor­
aussetzung diesei:n Gesetzentwurf seine Zustim­
mung gab; ä.aß die Staatsregierung unverzüglich.' 
auch die materielle Bereinigung m Angl'iff nehme. 

Im Rahmen seiner Erläuterung des . Entwurfs 
versicherte der Vertreter der Staatsregierung, Re­

, gierungsdirektor Dr. Kr u i s , daß die von der 
Staatsregierung bejahte materielle Bereinigung alif 

, Weisung des Herrn Ministerpräsidenten nicht ver- : 
zögert werden solle·. 

In· den Einzelabstimmungen' wurde der Gesetz­
entwurf bei 1 Enthaltung, .in . der Schlußabstim-._ 
mung bei 1 Gegenstimme mit der Maßgabe gebn-· 

·1ig.t, daß anstelle des 1. Juli in Artikel 1,, 2 und 
4 jeweils der 1. August ~ritt. 

(Zuruf: Wir hören nichts, lauter!) 

Außerdem schlug der A~sschuß einstimmig den vom 
Abgeordneten Dr. Seidl formulierten Antrag des 
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Mitberichterstatters in folgender Fassung zur An­
nahme vor: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die mate­
d.elle Rechtsbereiniguhg mit größtmöglicher 
Beschleunigung durchzuführen und dem Land­
tag die erforderlichen Gesetzentwürfe vorzu­
legen. 

Ich bitte Sie, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Hanauer: Ich danke für die Bericht­
erstattung. Ich eröffne die a 11 g e m e in e Au s -
sprach e. - Ich habe keine Wortmeldung. Die 
allgemeine Aussprache ist geschlossen. Wir kom­
men zur E i n z e 1 b e r a tu n g. Der Einzelabstim­
mung liegt zugrunde die Beilage 1032 sowie der Be­
schluß des Verfassungsausschusses auf Beilage 1194. 

Die Artikel 1 bis 4 blieben unverändert mit der 
Maßgabe, daß der Ausschuß vorschlägt, in den Ar­
tikeln 1 und 2 statt den 1. Juli den 1. August 1968 
einzusetzen und dementsprechend in Artikel 4 Ab­
satz 1 als Zeitpunkt des Inkrafttretens den 1. 
August 1968 zu benennen. 

Wer den Art i k e 1 n 1 bis 4 mit der jeweiligen 
·Abänderung des Termins vom 1. Juli auf den 
1. August die Zustimmung geben will, den bitte ich 

-um ein Handzeichen. - Danke. Gegenstimmen? -
·Keine. Wer enthält sich der Stimme? - Auch nie­
mand. 

An 1 a g e n zum Dritten Rechtsbereinigungsge­
setz, Beilage;n 1 und 2. Auch hier ist unveränderte 
Annahme empfohlen. Wer den Beilagen 1 und 2 
die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein 
Handzeichen, - Danke. Gegenstimmen? - Stimm­
enthaltungen? - Keine. 

Damit ist die Einzelabstimmung abgeschlossen. 
Das Gesetz hat den Titel 

„Drittes. Gesetz zur Bereinigung des bayeri­
schen LandesreChts (Drittes Rechtsbereini­
gungsgesetz - 3. RBerG)"; 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, die 
d r i t t e L e s u n g gleich anschließen zu dürfen. 
- Das Hohe Hirns· ist damit einverstanden. 

Ich eröffne die a 11 gemeine Au s sprach e. 
- Ich eröffne die E i n z e 1 b e r a tu n g. - Ich 
habe keine Wortmeldungen. Ich schließe die Aus-
sprache. · . · . . 

· Wir kommen zur Ab stimm u n g in der drit­
ten Lesung. Ich rufe auf Artikel 1 -, 2 -, 3 -, 
4 - sowie die beiden Anlagen -. 

Wir kommen zur S c h 1 u ß a b s t i m m u, ng üb'ef 
das ganze Gesetz. Das Hohe Haus ist damit ein­
verstanden, sie unmittelbar folgen zu lassen. Ich 
schlage dem Hohen Haus vor, sie in einfacher Fo:rm 
durchzuführen. - Das Hohe Haus ist damit ein- . 
verstanden. 

Wer dem Gesetzentwurf die Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben . ...:..:._ 
Ich sehe keine Gegenstimmen. Das Gesetz ist efo­
stimmig angenommen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Drittes Gesetz 
zur Bereinigung des bayerischen Landesrechts 
(Drittes Rechtsbereinigungsgesetz) - 3. RBerG) 

Damit ist auch dieses Gesetz erledigt. Meine 
Damen und Herren! Ich darf mich bei Ihnen be­
danken und die Sitzung schließen. Wir werden 
morgen um 9 Uhr fortfahren mit der Maßga:l;>e, · 
daß Sie sich nachmittags voraussichtlich - ohne ' 
Obligo - Ihren sonstigen dienstlichen, beruflichen 
oder politischen Obliegenheiten widmen können. 
Aber am Donnerstag früh um 10 Uhr werden die 
Resttagesordnung und die notwendigen Schlußfor­
malitäten folgen. Ich bitte Sie also morgen um 
9Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen .. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 22 Minuten) 




